
VERORDNUNG (EU) Nr. 1205/2013 DER KOMMISSION 

vom 26. November 2013 

zur Einführung eines vorläufigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Solarglas mit Ursprung in 
der Volksrepublik China 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 
30. November 2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuh­
ren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län­
dern ( 1 ) („Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 7, 

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. VERFAHREN 

1.1 Einleitung 

(1) Am 28. Februar 2013 veröffentlichte die Europäische 
Kommission („Kommission“) im Amtsblatt der Europäi­
schen Union ( 2 ) eine Bekanntmachung über die Einleitung 
eines Antidumpingverfahrens betreffend die Einfuhren 
von Solarglas mit Ursprung in der Volksrepublik China 
(„VR China“ oder „betroffenes Land“) in die Union („Ein­
leitungsbekanntmachung“). 

(2) Die Untersuchung wurde am 15. Januar 2013 auf einen 
Antrag hin eingeleitet, der von EU ProSun Glass („An­
tragsteller“) im Namen von Herstellern eingereicht wurde, 
auf die mehr als 25 % der gesamten Solarglasproduktion 
in der Union entfallen. Der Antrag enthielt Anscheins­
beweise für das Vorliegen von Dumping bei der genann­
ten Ware und für eine dadurch verursachte bedeutende 
Schädigung; diese Beweise wurden als ausreichend für die 
Einleitung einer Untersuchung angesehen. 

(3) Nach der Veröffentlichung der Einleitungsbekannt­
machung wurde die Kommission davon in Kenntnis ge­
setzt, dass die Ware in Abschnitt 2 der Einleitungs­
bekanntmachung falsch definiert wurde. Dementspre­
chend wurde im Amtsblatt der Europäischen Union ( 3 ) ein 
Korrigendum der Einleitungsbekanntmachung veröffent­
licht, in dem der geringfügige Fehler korrigiert wurde. 

(4) Am 27. April 2013 veröffentlichte die Kommission im 
Amtsblatt der Europäischen Union ( 4 ) eine Bekanntmachung 
über die Einleitung eines parallelen Antisubventionsver­
fahrens betreffend die Einfuhren von Solarglas mit Ur­
sprung in der VR China und leitete eine gesonderte Un­
tersuchung ein. 

1.2 Zollamtliche Erfassung 

(5) Zusammen mit diesem Antrag ging ein Antrag auf die 
zollamtliche Erfassung von Einfuhren von Solarglas aus 
dem betroffenen Land ein, wurde aber am 2. Oktober 
2013 zurückgezogen. 

1.3 Betroffene Parteien 

(6) Die Kommission unterrichtete den Antragsteller, andere 
ihr bekannte Unionshersteller, die ihr bekannten ausfüh­
renden Hersteller in der VR China, Einführer, Händler, 
Verwender, Lieferanten und die Behörden der VR China 
offiziell über die Einleitung der Untersuchung. Alle inte­
ressierten Parteien erhielten Gelegenheit, innerhalb der in 
der Einleitungsbekanntmachung gesetzten Frist schriftlich 
Stellung zu nehmen und eine Anhörung zu beantragen. 
Die Kommission unterrichtete außerdem Hersteller in 
möglichen Vergleichsländern über die Einleitung der Un­
tersuchung und bat sie um Mitarbeit. 

1.3.1 Stichprobenverfahren 

a) Bildung einer Stichprobe der Unionshersteller 

(7) Die Untersuchung ergab, dass der Wirtschaftszweig der 
Union derzeit aus sieben aktiven Herstellern besteht, von 
denen zwei KMU sind. In der Einleitungsbekannt­
machung gab die Kommission bekannt, dass sie eine 
vorläufige Stichprobe der Unionshersteller gebildet hatte. 
Diese Stichprobe umfasste vier Unionshersteller, von de­
nen die Kommission vor Einleitung der Untersuchung 
wusste, dass sie Solarglas herstellen. Die Kommission 
bildete die Stichprobe auf der Grundlage der größten 
repräsentativen Menge der Verkäufe der gleichartigen 
Ware im Zeitraum vom 1. Januar 2012 bis zum 31. De­
zember 2012. Auf die Unionshersteller in der Stichprobe 
entfielen mehr als 50 % der Unionsproduktion. Die Kom­
mission unterrichtete interessierte Parteien über die vor­
geschlagene Stichprobe der Unionshersteller durch einen 
Vermerk in dem zur Einsichtnahme durch die interessier­
ten Parteien bestimmten Dossier. Zudem übermittelte die 
Kommission den Unionsherstellern ein Schreiben, um sie 
über die vorgeschlagene Stichprobe zu unterrichten. Fer­
ner waren die interessierten Parteien in der Einleitungs­
bekanntmachung eingeladen worden, ihren Standpunkt 
zur vorläufigen Stichprobe darzulegen.
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(8) Ein KMU bekundete Interesse, ebenfalls in die Stichprobe 
einbezogen zu werden. Die Kommission entschied, es 
zusammen mit einem weiteren Unternehmen in die 
Stichprobe aufzunehmen, da letzteres einen höheren An­
teil an der Verkaufsmenge aufwies, und das Unternehmen 
mit der kleinsten Verkaufsmenge aus der Stichprobe zu 
entfernen. Zur vorläufigen Stichprobe gingen keine wei­
teren Stellungnahmen ein. Folglich nahm die Kommis­
sion zwei Unternehmen neu in die ursprünglich vor­
geschlagene Stichprobe auf und entfernte ein anderes 
Unternehmen. 

(9) Nach den Kontrollbesuchen beschloss die Kommission, 
eines der fünf Unternehmen aus der Stichprobe zu ent­
fernen, da das Unternehmen als nicht repräsentativ er­
achtet wurde. Konkret befand sich das Unternehmen in 
einer Anlaufphase (was beim Wirtschaftszweig der Union 
insgesamt nicht der Fall ist) und die Entwicklung der 
Rentabilität würde daher kein der tatsächlichen Lage 
des Wirtschaftszweigs der Union entsprechendes Bild ver­
mitteln. 

(10) Daher wurde schließlich eine Stichprobe aus vier Unions­
herstellern gebildet. Auf die endgültige Stichprobe entfal­
len 79 % der Verkäufe des Wirtschaftszweigs der Union 
auf dem Unionsmarkt. Die Stichprobe wird daher als 
repräsentativ für den Wirtschaftszweig der Union befun­
den. 

(11) Drei der sieben Unionshersteller beantragten auf der 
Grundlage von Artikel 19 der Grundverordnung die ver­
trauliche Behandlung ihrer Identität. Sie brachten vor, die 
Preisgabe ihrer Identität könne zu einem erheblichem 
Nachteil für ihre Geschäftstätigkeit führen. Der Antrag 
wurde geprüft und für begründet erachtet. Angesichts 
der begrenzten Zahl von Unionsherstellern wurde ferner 
beschlossen, sogar die Namen der Unionshersteller, die 
nicht um Anonymität gebeten hatten, vertraulich zu be­
handeln, damit nicht als unbeabsichtigte Folge aus diesen 
Angaben die Identität der anderen Hersteller geschlossen 
werden kann. Die Identität des Unternehmens Interfloat 
Corporation/GMB Glasmanufaktur Brandenburg GmbH 
(„GMB/IF“) ist jedoch schon bekannt, da das Unterneh­
men öffentlich erklärte, einer der Antragsteller zu sein. 

b) Bildung einer Stichprobe der unabhängigen Einführer 

(12) Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines 
Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls 
eine Stichprobe bilden konnte, wurden alle unabhängigen 
Einführer ersucht, sich bei der Kommission zu melden 
und ihr die in der Einleitungsbekanntmachung aufgeführ­
ten Angaben zu übermitteln. 

(13) Vier unabhängige Einführer antworteten auf den der Ein­
leitungsbekanntmachung beigefügten Stichprobefragebo­
gen, aber nur zwei Einführer übermittelten Antworten 
auf die spezifischen Fragebogen. Angesichts der geringen 
Zahl der mitarbeitenden Einführer erübrigte sich daher 
das Stichprobenverfahren. 

c) Bildung einer Stichprobe der ausführenden Hersteller 

(14) Angesichts der großen Zahl ausführender Hersteller 
wurde in der Einleitungsbekanntmachung für die Dum­
pingermittlung ein Stichprobenverfahren nach Artikel 17 
der Grundverordnung erwogen. Damit die Kommission 
über die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens ent­
scheiden und gegebenenfalls eine Stichprobe bilden 
konnte, wurden die ausführenden Hersteller aufgefordert, 
mit der Kommission Kontakt aufzunehmen und ihr für 
den Zeitraum vom 1. Januar 2012 bis zum 31. Dezember 
2012) die in der Einleitungsbekanntmachung aufgeführ­
ten grundlegenden Informationen zu ihrer Tätigkeit in 
Verbindung mit der betroffenen Ware zu übermitteln. 

(15) Zwölf chinesische ausführende Hersteller oder Gruppen 
ausführender Hersteller, auf die in diesem Zeitraum zu­
sammen über 95 % aller chinesischen Ausfuhren in die 
Union entfielen, legten die geforderten Informationen vor 
und erklärten sich mit der Einbeziehung in die Stich­
probe einverstanden. 

(16) Auf Grundlage der übermittelten Informationen bildete 
die Kommission nach Artikel 17 der Grundverordnung 
eine vorläufige Stichprobe aus fünf ausführenden Herstel­
lern, und zwar auf der Grundlage der größten repräsen­
tativen Ausfuhrmenge von Solarglas in die Union, die in 
der verfügbaren Zeit angemessen untersucht werden 
konnte. 

(17) Alle betroffenen Parteien sowie die Behörden der VR 
China wurden über die vorgeschlagene Stichprobe unter­
richtet und gebeten, dazu Stellung zu nehmen. Nach 
einer Analyse der eingegangenen Stellungnahmen be­
schloss die Kommission, die vorgeschlagene Stichprobe 
aus fünf Unternehmen beizubehalten und unterrichtete 
entsprechend alle interessierten Parteien über die endgül­
tige Stichprobe. 

(18) Im Laufe der Untersuchung stellte sich dann heraus, dass 
zwei in die Stichprobe einbezogene Hersteller ihre Aus­
fuhrverkäufe an die Union zu hoch beziffert hatten und 
ihre Aufnahme in die Stichprobe daher nicht gerechtfer­
tigt war. Beide Unternehmen wurden daher aus der Stich­
probe ausgeschlossen, nachdem ihnen die Möglichkeit 
zur Stellungnahme gegeben worden war. Nach einer ge­
bührenden Prüfung der Stellungnahmen dieser Unterneh­
men kam die Kommission zu dem Schluss, dass sie nicht 
absichtlich falsche Zahlen angegeben hatten, und be­
schloss, dass sie weiterhin als mitarbeitende Parteien im 
Sinne des Artikels 18 der Grundverordnung gelten soll­
ten. 

(19) Im Anschluss an diese beiden Ausschlüsse wurde die 
Aufnahme eines weiteren ausführenden Herstellers in 
die Stichprobe erwogen. Da beide Ausschlüsse jedoch 
zu einem späten Zeitpunkt der Untersuchung erfolgten, 
wurde dies als nicht praktikabel verworfen, weil der frist­
gerechte Abschluss der Untersuchung gefährdet gewesen 
wäre.
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(20) Die geänderte Stichprobe der ausführenden Hersteller 
oder Gruppen ausführender Hersteller von Solarglas be­
steht daher aus: 

— Flat Solar Glass Group Co., Ltd, und verbundene Un­
ternehmen („Flat-Glass-Gruppe“); 

— Xinyi PV Products (Anhui) Holdings („Xinyi“) und ver­
bundener Händler; 

— Zhejiang Hehe Photovoltaic Glass Technology Co., 
Ltd, und verbundene Unternehmen („Hehe-Gruppe“). 

(21) Die Kommission korrigierte die Gesamtmenge der Aus­
fuhrverkäufe der betroffenen Ware aus der VR China, 
nachdem sie über die zu hohen Schätzungen der Aus­
fuhrverkäufe der beiden ausführenden Hersteller unter­
richtet worden war (siehe Erwägungsgrund 18). Auf die 
endgültige Stichprobe entfielen nach den Angaben der 
mitarbeitenden ausführenden Hersteller mehr als 50 % 
der im Zeitraum vom 1. Januar 2012 bis zum 31. De­
zember 2012 getätigten Gesamtausfuhren der betroffe­
nen Ware in die Union. Sie wird daher hinsichtlich der 
Menge der Ausfuhren von Solarglas aus der VR China in 
die Union für repräsentativ befunden. 

d) Fragebogenantworten und Kontrollbesuche 

(22) Die Kommission sandte Fragebogen an alle chinesischen 
ausführenden Hersteller, die einen angefordert hatten, so­
wie an die in die Stichprobe einbezogenen Unionsher­
steller, die unabhängigen Einführer und deren Verbände 
sowie Verwender, die sich innerhalb der in der Einlei­
tungsbekanntmachung gesetzten Fristen gemeldet hatten. 

(23) Fragebogenantworten gingen von vier ausführenden Her­
stellern in der VR China, von allen in die Stichprobe 
einbezogenen Unionsherstellern, zwei unabhängigen Ein­
führern in der Union und zwölf Verwendern ein. 

(24) Die Kommission holte alle Informationen ein, die sie für 
die vorläufige Ermittlung von Dumping und einer daraus 
resultierenden Schädigung sowie für die Untersuchung 
des Unionsinteresses benötigte, und prüfte sie. Bei den 
folgenden Unternehmen oder Unternehmensgruppen 
wurden Kontrollbesuche durchgeführt: 

(a) Unionshersteller 

— GMB/IF und andere Unternehmen, deren Namen 
dem Vertraulichkeitsschutz unterliegen. 

(b) Einführer 

— Vetrad NV, Niederlande. 

(c) Verwender 

— Sunerg Solar SRL, Italien. 

(d) Ausführende Hersteller in der VR China 

— In die Stichprobe einbezogene Unternehmen: 

— Zhejiang Jiafu Glass Co., Ltd; Zhejiang Flat 
Mirror Glass Co., Ltd; Flat Solar Glass Group 
Co., Ltd; Shanghai Flat Glass Co., Ltd („Flat- 
Glass-Gruppe“); 

— Xinyi PV Products (Anhui) Holdings Ltd und 
Xinyi Solar (Hong Kong) Limited („Xinyi- 
Gruppe“); 

— Zhejiang Hehe Figured Glass Co., Ltd., Zheji­
ang Yaohua Import and Export Co., Ltd.,), 
und Zhejiang Glaverbel Glass Technology 
Co., Ltd, Zhejiang Hehe Photovoltaic Glass 
Technology Co., Ltd, Hangzhou Hehe Glass 
Industry Co., Ltd. („Hehe-Gruppe“). 

— Im Rahmen einer individuellen Ermittlung unter­
suchtes Unternehmen: 

— Henan Yuhua New Material Co., Ltd („Henan 
Yuhua“). 

(e) Hersteller im Vergleichsland 

— Da für die ausführenden Hersteller in der VR 
China ein Normalwert ermittelt werden muss, 
falls ihnen keine Marktwirtschaftsbehandlung im 
Sinne des Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe b der 
Grundverordnung gewährt wird, wurde für die 
Ermittlung des Normalwerts anhand von Daten 
aus dem Vergleichsland Türkei ein Kontrollbesuch 
bei folgenden Unternehmen durchgeführt: 

— Trakya Cam Sanayii A.Ș., Türkei. 

1.3.2 Untersuchungszeitraum und Bezugszeitraum 

(25) Die Dumping- und Schadensuntersuchung betraf den 
Zeitraum vom 1. Januar 2012 bis zum 31. Dezember 
2012 („Untersuchungszeitraum“ oder „UZ“). Die Unter­
suchung der für die Schadensermittlung relevanten Ent­
wicklungen betraf den Zeitraum vom 1. Januar 2009 bis 
zum Ende des Untersuchungszeitraums („Bezugszeit­
raum“). 

2 BETROFFENE WARE UND GLEICHARTIGE WARE 

2.1 Betroffene Ware 

(26) Gegenstand dieser Untersuchung ist aus vorgespanntem 
Kalk-Natron-Flachglas bestehendes Solarglas mit einem 
Eisengehalt von weniger als 300 ppm, einer solaren 
Transmission von mehr als 88 % (gemessen beim Spek­
trum AM 1,5 300-2 500 nm), einer Wärmebeständigkeit 
bis 250 °C (gemessen nach EN 12150), einer Tempera­
turwechselbeständigkeit von Δ 150 K (gemessen nach EN 
12150) und einer mechanischen Stabilität von 90 
N/mm 2 oder mehr (gemessen nach EN 1288-3) („betrof­
fene Ware“).
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(27) Die betroffene Ware wird derzeit unter dem KN-Code 
ex 7007 19 80 eingereiht. 

(28) Solarglas wird als Bauteil für die Herstellung von Foto­
voltaikmodulen aus kristallinem Silicium und Dünn­
schicht-Fotovoltaikmodulen zur Stromerzeugung sowie 
von thermischen Flachkollektoren zur Warmwasserberei­
tung verwendet. 

2.2 Gleichartige Ware 

(29) Die Untersuchung hat ergeben, dass die betroffene Ware 
und die in der VR China hergestellte und auf dem dor­
tigen Inlandsmarkt verkaufte Ware, die vom Wirtschafts­
zweig der Union in der Union hergestellte und dort ver­
kaufte Ware sowie die im Vergleichsland Türkei her­
gestellte und auf dem dortigen Inlandsmarkt verkaufte 
Ware dieselben grundlegenden materiellen und tech­
nischen Eigenschaften aufweisen. Daher werden sie vor­
läufig als „gleichartige Waren“ im Sinne des Artikels 1 
Absatz 4 der Grundverordnung angesehen. 

2.3 Vorbringen zur Warendefinition 

(30) Ein Einführer beantragte, für den Bau von Gewächshäu­
sern verwendetes Gartenglas aus der Untersuchung aus­
zuklammern und argumentierte damit, dass bei Gewächs­
häusern Gläser in sehr unterschiedlichen Größen verwen­
det würden, wohingegen Solarglas nur in bestimmten 
vorgegebenen Größen hergestellt werde. Ferner legte der 
Einführer eine Bescheinigung vor, wonach Glas mit ei­
nem Eisengehalt von mehr als 300 ppm einen Teil seiner 
Einfuhren ausmacht. Daher ist dieser Teil des eingeführ­
ten Gartenglases eindeutig nicht Gegenstand dieser Unter­
suchung. 

(31) Ein anderer Einführer erklärte, dass von ihm importiertes 
Möbelglas (das u. a. für Regalböden, Paneelfüllungen, 
Tischplatten, Schiebetürpaneele oder Oberflächenelemen­
te) verwendet wird) im Vergleich zu Solarglas dieselben 
oder sehr ähnliche technische Eigenschaften aufweise, je­
doch aufgrund der anderen Endverwendung aus der Un­
tersuchung ausgeklammert werden solle. Aus den vor­
gelegten Nachweisen scheint aber hervorzugehen, dass 
das vom Einführer eingeführte Glas in den meisten Fällen 
nicht die in Erwägungsgrund 26 beschriebenen tech­
nischen Eigenschaften aufweist. Im Einzelnen haben sechs 
Typen des eingeführten Glases einen Eisengehalt, der weit 
über 300 ppm liegt, während ein Typ des eingeführten 
Glases einen Eisengehalt von weniger als 300 ppm auf­
weist, ihre solaren Transmissionen liegen hingegen deut­
lich unter dem in der Definition von Solarglas festgeleg­
ten Mindestwert von 88 %. Der Einführer brachte vor, 
dass diese Glastypen zwar eine der in Erwägungsgrund 
26 genannten technischen Eigenschaften von Solarglas 
nicht aufweisen, aber als „vorgespanntes Kalk-Natron- 
Flachglas“ unter die Primärklassifizierung von Solarglas 
fallen. Die Kommission ist zunächst der Auffassung, 
dass nur Glastypen, die alle technischen Eigenschaften 
von Solarglas aufweisen, Gegenstand der Untersuchung 
sind. Daher wurde vorläufig der Schluss gezogen, dass 

die oben genannten von diesem Einführer eingeführten 
Glastypen nicht Gegenstand der Untersuchung sind. 

(32) Für jegliche Typen von Garten- oder Möbelglas, die unter 
Umständen ähnliche technische Eigenschaften wie Solar­
glas aufweisen, gilt jedoch zu diesem Zeitpunkt weiterhin 
die Definition der betroffenen Ware, da sie als Solarglas 
verwendet werden könnten. 

(33) Der Einführer forderte zudem, dass Floatglas aus der 
Warendefinition ausgeschlossen werden solle, da sich 
das Herstellungsverfahren vom Herstellungsverfahren für 
gewalztes Glas, das der Einführer als einzigen Solarglas­
typ ansieht, unterscheide. Darüber hinaus wurde argu­
mentiert, dass aus Floatglas gefertigte Einrichtungsgegen­
stände angeblich keinen Ersatz für Solarglasprodukte dar­
stellen und Floatglas daher nicht als gleichartige Ware 
gelten und von der Untersuchung ausgenommen werden 
solle. Die Kommission ist vorläufig der Auffassung, dass 
Floatglas nicht aus der Untersuchung ausgeschlossen wer­
den kann, da es alle in Erwägungsgrund 26 genannten 
technischen Eigenschaften aufweist. Ferner hat die Unter­
suchung gezeigt, dass Floatglas durchaus als Solarglas 
verwendet werden kann und sowohl vom Wirtschafts­
zweig der Union als auch von den chinesischen Ausfüh­
rern hergestellt wird. Daher wird vorläufig der Schluss 
gezogen, dass Floatglas Gegenstand der Untersuchung 
bleibt. 

3. DUMPING 

3.1 Marktwirtschaftsbehandlung („MWB“) 

(34) Nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b der Grundverord­
nung wird der Normalwert in Antidumpinguntersuchun­
gen betreffend Einfuhren aus der VR China für diejenigen 
ausführenden Hersteller, die den Untersuchungsergebnis­
sen zufolge die Kriterien des Artikels 2 Absatz 7 Buch­
stabe c der Grundverordnung erfüllen, nach Artikel 2 
Absätze 1 bis 6 ermittelt. 

(35) Zur besseren Übersicht folgt eine kurze Zusammenfas­
sung dieser Kriterien: 

(1) Geschäftsentscheidungen beruhen auf Marktsignalen, 
der Staat greift diesbezüglich nicht nennenswert ein, 
und die Kosten beruhen auf Marktwerten; 

(2) die Unternehmen verfügen über eine einzige klare 
Buchführung, die von unabhängigen Stellen nach in­
ternationalen Rechnungslegungsgrundsätzen geprüft 
und für alle Zwecke angewendet wird; 

(3) es bestehen keine nennenswerten Verzerrungen in­
folge des früheren nichtmarktwirtschaftlichen Sys­
tems;
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(4) es gelten Insolvenz- und Eigentumsvorschriften, die 
Rechtssicherheit und Stabilität sicherstellen, und 

(5) Währungsumrechnungen erfolgen zu Marktkursen. 

(36) Zehn mitarbeitende Unternehmen beantragten MWB 
nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b der Grundverord­
nung; das entsprechende Antragsformular schickten sie 
fristgerecht zurück. Nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe 
d der Grundverordnung wurden bei den in die Stich­
probe einbezogenen Unternehmen sowie dem Unterneh­
men, dem eine individuelle Ermittlung zugestanden 
wurde (siehe Erwägungsgrund 48), MWB-Kontrollbesuche 
durchgeführt. 

(37) Daraus ergibt sich, dass eine MWB-Feststellung für die 
folgenden vier Unternehmen oder Unternehmen oder 
Unternehmensgruppen erfolgt ist. 

— In die Stichprobe einbezogene Unternehmen: 

— Zhejiang Jiafu Glass Co., Ltd; Zhejiang Flat Mirror 
Glass Co., Ltd; Flat Solar Glass Group Co., Ltd; 
Shanghai Flat Glass Co., Ltd („Flat-Glass-Gruppe“); 

— Xinyi PV Products (Anhui) Holdings Ltd und Xi­
nyi Solar (Hong Kong) Limited („Xinyi-Gruppe“); 

— Zhejiang Hehe Figured Glass Co., Ltd., Zhejiang 
Yaohua Import and Export Co., Ltd.,), und Zheji­
ang Glaverbel Glass Technology Co., Ltd, Zhejiang 
Hehe Photovoltaic Glass Technology Co., Ltd, 
Hangzhou Hehe Glass Industry Co., Ltd. („Hehe- 
Gruppe“). 

— Im Rahmen einer individuellen Ermittlung untersuch­
tes Unternehmen: 

— Henan Yuhua New Material Co., Ltd („Henan Yu­
hua“). 

(38) Die Kommission holte alle benötigten Informationen ein 
und überprüfte die in den MWB-Anträgen enthaltenen 
Angaben bei den betreffenden Unternehmen vor Ort. 

(39) Bei verbundenen Parteien prüft die Kommission, ob die 
Gruppe verbundener Unternehmen insgesamt die Voraus­
setzungen für eine MWB erfüllt. Falls eine Tochtergesell­
schaft oder ein anderes mit dem MWB-Antragsteller in 
der VR China verbundenes Unternehmen direkt oder in­
direkt an der Herstellung oder dem Verkauf der betrof­
fenen Ware beteiligt ist, wird die MWB-Untersuchung 

daher sowohl für jedes Unternehmen getrennt als auch 
für die gesamte Unternehmensgruppe durchgeführt. 

(40) Dementsprechend wurden die MWB-Anträge von vier 
ausführenden Herstellern (Unternehmensgruppen), die 
aus elf juristischen Personen bestehen, untersucht. 

(41) Bei der Untersuchung wurde festgestellt, dass keiner der 
vier ausführenden Hersteller (Unternehmensgruppen), die 
MWB beantragt hatten, nachweisen konnte, die Kriterien 
des Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe c der Grundverord­
nung zu erfüllen. 

(42) Konkret konnten drei ausführende Hersteller weder ein­
zeln noch als Gruppe nachweisen, dass sie über eine 
einzige klare Buchführung verfügen, die von unabhängi­
gen Stellen nach internationalen Rechnungslegungs­
grundsätzen geprüft wird, und erfüllten somit das 
MWB-Kriterium 2 nicht. 

(43) Außerdem konnte keiner der vier ausführenden Hersteller 
entweder einzeln oder als Gruppe nachweisen, dass keine 
nennenswerten Verzerrungen infolge des früheren nicht­
marktwirtschaftlichen Systems bestehen. Folglich erfüllten 
diese Unternehmen oder Unternehmensgruppen das 
MWB-Kriterium 3 nicht. Konkret nahmen alle vier aus­
führenden Hersteller oder Gruppen ausführender Herstel­
ler Steuervergünstigungen in Anspruch. 

(44) Zudem konnte einer der ausführenden Hersteller auch 
das Kriterium 3 nicht erfüllen, da mehrere Unternehmen 
der Gruppe im UZ (und davor) ungeachtet ihrer prekären 
finanziellen Lage Finanzierungen in beträchtlicher Höhe 
zu Zinssätzen erhielten, die unter marktwirtschaftlichen 
Bedingungen normalweise Unternehmen mit solider Fi­
nanzlage vorbehalten wären. Eine andere Gruppe ausfüh­
render Hersteller konnte das Kriterium 3 ebenfalls nicht 
erfüllen, weil Unternehmen der Gruppe von einem staat­
lichen Lieferanten Erdgas zu ermäßigten Preisen bezogen. 

(45) Die Kommission unterrichtete die betreffenden Unterneh­
men, die Behörden der VR China sowie den Antragsteller 
über die Ergebnisse der MWB-Untersuchung und gab 
ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme. 

(46) Es gingen keine Stellungnahmen ein, die eine Änderung 
der vorläufigen Feststellungen erforderlich gemacht hät­
ten. Im Anschluss an die Konsultierung der Mitgliedstaa­
ten nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe c wurden alle 
Antragsteller am 13. September 2013 einzeln und förm­
lich über die endgültige Feststellung betreffend ihres 
MWB-Antrags unterrichtet.
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(47) Die MWB-Anträge aller vier mitarbeitenden ausführenden 
Hersteller oder Gruppen ausführender Hersteller in der 
VR China wurden folglich zurückgewiesen, da diese An­
tragsteller nicht nachweisen konnten, die Kriterien des 
Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe c der Grundverordnung 
zu erfüllen. 

3.2 Individuelle Ermittlung 

(48) Einer der beiden ausführenden Hersteller, die ursprüng­
lich in die Stichprobe aufgenommen worden waren, aber 
später ausgeschlossen wurden (siehe Erwägungsgrund 
18), hatte eine individuelle Ermittlung nach Artikel 17 
Absatz 3 der Grundverordnung beantragt, falls er nicht 
in die Stichprobe aufgenommen werden sollte. Nach dem 
Ausschluss aus der Stichprobe wurde es angesichts des 
bereits erfolgten MWB-Kontrollbesuchs (siehe Erwägungs­
grund 37) als keine übermäßige Belastung erachtet, die­
sem Unternehmen eine individuelle Ermittlung („IE“) zu 
gewähren. Keine anderen ausführenden Hersteller, die 
nicht in die Stichprobe einbezogen wurden, beantragte 
eine IE. 

3.3 Normalwert 

3.3.1 Wahl des Vergleichslandes 

(49) Im Einklang mit Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a der 
Grundverordnung sah die Kommission in der Einleitungs­
bekanntmachung bei Einfuhren aus dem betroffenen 
Land vor, dass der Normalwert auf der Grundlage des 
Preises oder des rechnerisch ermittelten Wertes in einem 
Drittland mit Marktwirtschaft, oder, wenn kein geeignetes 
Marktwirtschaftsdrittland ausgewählt wird, auf der 
Grundlage der Unionspreise ermittelt wird, wie in Arti­
kel 2 Absatz 7 Buchstabe a der Grundverordnung vor­
gesehen. Die Kommission würde alle Möglichkeiten zur 
Auswahl eines geeigneten Vergleichslandes prüfen, bevor 
sie auf die Unionspreise zurückgreift. 

(50) Interessierte Parteien wurden gebeten, zur Auswahl eines 
Vergleichslandes und der Verwendung von Unionspreisen 
Stellung zu nehmen. 

(51) Es gingen Stellungnahmen von der chinesischen Handels­
kammer für die Ein- und Ausfuhr von gewerblichen und 
kunstgewerblichen Erzeugnissen (Chinese Chamber of 
Commerce for Import and Export of Light Industrial Pro­
ducts and Arts-Crafts – CCCLA), von einem unabhängi­
gen Einführer und von zwei ausführenden chinesischen 
Herstellern ein, in denen jeweils Einwände gegen die He­
ranziehung des Unionspreises zur Ermittlung des Nor­
malwerts erhoben wurden. Die Türkei und Indien wurden 
als geeignete Vergleichsländer vorgeschlagen. 

(52) Zur Ausschöpfung sämtlicher Möglichkeiten für die Aus­
wahl eines Vergleichslandes hatten die Dienststellen der 
Kommission unterdessen elf Marktwirtschaftsdrittländer 
ausgemacht, in denen möglicherweise Solarglas her­
gestellt wird, und ersuchten auf der Grundlage öffentlich 

zugänglicher Informationen 24 dort ansässige Unterneh­
men um Zusammenarbeit. Bei diesen Ländern handelte 
es sich um Australien, Indien, Indonesien, Japan, Saudi- 
Arabien, Südafrika, Südkorea, Taiwan, Thailand, die Tür­
kei und die USA. 

(53) Aus den der Kommission vorliegenden Informationen 
geht hervor, dass außer der VR China und der Union 
nur Indien und die Türkei die gleichartige Ware herstel­
len. Um korrekt zu bewerten, ob die Türkei und Indien 
als geeignete Vergleichsländer in Frage kämen, analysierte 
die Kommission Informationen über die gleichartige 
Ware und insbesondere über die Zahl der Hersteller, 
die Größe des Inlandsmarkts, die Höhe der Einfuhren 
und die Bedeutung der Hemmnisse innerhalb und außer­
halb des Handelsbereichs in beiden Ländern. Es meldete 
sich jedoch nur ein Unternehmen aus der Türkei, das sich 
bereit erklärte, mit der Kommission zusammenzuarbei­
ten, obwohl die Kommission zahlreiche Anläufe unter­
nahm, auch Hersteller in Indien für eine Zusammenarbeit 
zu gewinnen. 

(54) Die Türkei ist ein Drittland mit Marktwirtschaft. Auf die 
gleichartige Ware werden Einfuhrzölle in Höhe von 3 % 
(Meistbegünstigung) erhoben. Aufgrund der Zollunion 
zwischen der Türkei und der EU gelten bilateral Zölle 
in Höhe von 0 %. Für die gleichartige Ware scheint es 
keine anderen Abgaben noch andere nennenswerte 
Hemmnisse außerhalb des Handelsbereichs zu geben. 

(55) Der türkische Hersteller, der sich zur Mitarbeit in der 
Untersuchung bereit erklärt hat, gab an, das einzige Un­
ternehmen zu sein, das die gleichartige Ware in der Tür­
kei herstelle. Das Unternehmen verfügt über eine bedeu­
tende Produktion, führt die gleichartige Ware aus und 
verkauft sie auch auf dem Inlandsmarkt, wobei die Aus­
fuhren den Inlandsabsatz übertreffen. 

(56) Obwohl es keine Hemmnisse innerhalb oder außerhalb 
des Handelsbereichs gibt, wurde im UZ praktisch kein 
Solarglas in den türkischen Markt eingeführt. Gleichzeitig 
bestätigte die Untersuchung der Kommission, dass der 
mitarbeitende Hersteller im Vergleichsland im UZ einen 
angemessenen und nicht zu hohen Gewinn erwirtschaf­
tete. 

(57) Daher wurde die Türkei unter Berücksichtigung aller zu 
diesem Zeitpunkt der Untersuchung vorliegenden Infor­
mationen vorläufig als Vergleichsland im Sinne des Ar­
tikels 2 Absatz 7 Buchstabe a der Grundverordnung aus­
gewählt. 

3.3.2 Normalwert 

(58) Da alle Anträge auf MWB abgelehnt wurden, wurde der 
Normalwert für alle chinesischen ausführenden Hersteller 
nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a der Grundverord­
nung auf der Grundlage der beim Hersteller im Ver­
gleichsland eingeholten Informationen ermittelt.
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(59) Nach Artikel 2 Absatz 2 der Grundverordnung prüfte die 
Kommission zunächst, ob die Verkäufe der gleichartigen 
Ware in der Türkei an unabhängige Abnehmer repräsen­
tativ waren. Den Untersuchungsergebnissen zufolge er­
reichten die Verkäufe der gleichartigen Ware des mit­
arbeitenden türkischen Herstellers auf dem türkischen 
Inlandsmarkt repräsentative Mengen im Vergleich zu 
den Mengen der betroffenen Ware, die von den in der 
Stichprobe enthaltenen chinesischen ausführenden Her­
stellern in die Union ausgeführt wurden. 

(60) Anschließend prüfte die Kommission, ob diese Verkäufe 
als Geschäfte im normalen Handelsverkehr im Sinne des 
Artikels 2 Absatz 4 der Grundverordnung angesehen 
werden konnten. Hierzu wurde der Anteil der gewinn­
bringenden Verkäufe an unabhängige Abnehmer ermit­
telt. Die Verkäufe wurden als gewinnbringend angesehen, 
wenn der Preis je Einheit den Produktionskosten ent­
sprach oder darüber lag. Zu diesem Zweck wurden die 
Produktionskosten des türkischen Herstellers im UZ er­
mittelt. 

(61) Für diejenigen Warentypen, bei denen mehr als 80 % der 
auf dem Inlandsmarkt abgesetzten Menge über den Kos­
ten verkauft wurden und bei denen der gewogene durch­
schnittliche Verkaufspreis mindestens den Produktions­
kosten je Einheit entsprach, wurde der Normalwert je 
Warentyp als gewogener Durchschnitt der tatsächlichen 
Preise aller Inlandsverkäufe dieses Warentyps ermittelt, 
unabhängig davon, ob diese Verkäufe gewinnbringend 
waren oder nicht. 

(62) Wenn das Volumen der gewinnbringenden Verkäufe ei­
nes Warentyps 80 % oder weniger des gesamten Ver­
kaufsvolumens dieses Typs ausmachte oder wenn der 
gewogene Durchschnittspreis des betreffenden Warentyps 
unter den Produktionskosten je Einheit lag, wurde dem 
Normalwert der tatsächliche Inlandspreis zugrunde ge­
legt, der als gewogener Durchschnitt ausschließlich der 
gewinnbringenden Inlandsverkäufe dieses Warentyps im 
UZ ermittelt wurde. 

(63) Für Warentypen, die nicht gewinnbringend waren, wurde 
der Normalwert anhand der Herstellkosten der türkischen 
Hersteller zuzüglich Vertriebs-, Verwaltungs- und Ge­
meinkosten („VVG-Kosten“) und Gewinn für die gewinn­
bringenden Warentypen des türkischen Herstellers rech­
nerisch ermittelt. 

(64) Da im UZ bei in der Türkei hergestelltem Solarglas die 
Beschichtungstechnik und das Floatverfahren nicht ver­
wendet wurden, wurden mehrere Warentypen nicht auf 
dem türkischen Inlandsmarkt verkauft. Daher musste der 
Normalwert für Warentypen, die im UZ nicht in der 
Türkei verkauft, aber aus der VR China in die Union 
ausgeführt wurden, nach Artikel 2 Absatz 3 der Grund­
verordnung anhand der Herstellkosten des Herstellers im 

Vergleichsland Türkei zuzüglich eines angemessenen Be­
trags für VVG-Kosten sowie einer Gewinnspanne rech­
nerisch ermittelt werden. Die Kosten für die Beschichtung 
und für Floatverfahren basierten auf Angaben des Wirt­
schaftszweigs der Union. 

3.4 Ausfuhrpreise 

(65) Die Ausfuhrpreise wurden daher nach Artikel 2 Absatz 8 
der Grundverordnung anhand der für die betroffene 
Ware tatsächlich gezahlten oder zu zahlenden Preise er­
mittelt. 

3.5 Vergleich 

(66) Der Normalwert und der Ausfuhrpreis wurden auf der 
Stufe ab Werk miteinander verglichen. Die Dumping­
spannen wurden ermittelt, indem die jeweiligen Preise 
der in die Stichprobe einbezogenen Ausführer auf der 
Stufe ab Werk mit den Inlandsverkaufspreisen des Her­
stellers der gleichartigen Ware im Vergleichsland oder 
erforderlichenfalls mit den rechnerisch ermittelten Nor­
malwerten verglichen wurden. 

(67) Im Interesse eines gerechten Vergleichs zwischen dem 
Normalwert und dem Ausfuhrpreis wurden nach Artikel 2 
Absatz 10 der Grundverordnung für Unterschiede, wel­
che die Preise und ihre Vergleichbarkeit beeinflussten, 
gebührende Berichtigungen vorgenommen. 

(68) So wurden Berichtigungen vorgenommen für Unter­
schiede bei Transport-, Seefracht- und Versicherungskos­
ten, Bereitstellungs-, Verlade- und Nebenkosten, Ausfuhr­
abgaben und Provisionen, die nachweislich die Vergleich­
barkeit der Preise beeinflussten. 

3.6 Dumpingspanne 

(69) Nach Artikel 2 Absätze 11 und 12 der Grundverordnung 
wurde bei den in die Stichprobe einbezogenen ausfüh­
renden Herstellern je Typ der gleichartigen Ware der 
gewogene durchschnittliche rechnerisch ermittelte Nor­
malwert in der Türkei mit dem gewogenen durchschnitt­
lichen Ausfuhrpreis des jeweiligen Warentyps verglichen. 

(70) Die Dumpingspannen der in die Stichprobe einbezoge­
nen ausführenden Hersteller und des Herstellers, dem 
eine IE gewährt wurde, wurden nach Artikel 2 Absätze 
11 und 12 der Grundverordnung anhand eines Ver­
gleichs des gewogenen durchschnittlichen rechnerisch er­
mittelten Normalwerts jedes Warentyps der gleichartigen 
Ware in der Türkei mit dem gewogenen durchschnitt­
lichen Ausfuhrpreis jedes Unternehmens für den entspre­
chenden Typ der betroffenen Ware ermittelt und als Pro­
zentsatz des CIF-Preises frei Grenze der Union aus­
gedrückt.

DE L 316/14 Amtsblatt der Europäischen Union 27.11.2013



(71) Die gewogene durchschnittliche Dumpingspanne der mit­
arbeitenden ausführenden Hersteller, die nicht in die 
Stichprobe einbezogen worden waren, wurde nach Arti­
kel 9 Absatz 6 der Grundverordnung ermittelt. Diese 
Spanne wurde auf der Grundlage der Spannen für die 
ausführenden Hersteller in der Stichprobe berechnet. 

(72) Für alle anderen ausführenden Hersteller in der VR China 
wurde die Dumpingspanne nach Artikel 18 der Grund­
verordnung auf der Grundlage der verfügbaren Informa­
tionen ermittelt. Zu diesem Zweck stellte die Kommis­
sion den Grad der Mitarbeit der VR China fest. Der Grad 
der Mitarbeit ist das Verhältnis der Ausfuhrmenge der 
mitarbeitenden ausführenden Hersteller in die Union 
zur im Antrag genannten gesamten Ausfuhrmenge aus 
dem betroffenen Land in die Union (siehe Erwägungs­
grund 15). 

(73) Die Mitarbeit wird als hoch eingestuft, da die Einfuhren 
der mitarbeitenden ausführenden Hersteller mehr als 
80 % der gesamten Ausfuhren in die Union im UZ aus­
machten. Auf dieser Grundlage wurde die residuale Dum­
pingspanne für alle anderen ausführenden Hersteller in 
der VR China mit der höchsten für die in die Stichprobe 
einbezogenen mitarbeitenden Hersteller festgestellten 
Dumpingspanne festgesetzt. 

(74) Die ermittelten vorläufigen Dumpingspannen, aus­
gedrückt als Prozentsatz des CIF-Preises frei Grenze der 
Union, unverzollt, belaufen sich auf: 

Name des 
Unternehmens 

Vorläufige 
Dumpingspanne 

In die Stichprobe ein­
bezogene Unternehmen 

Flat-Glass-Gruppe 86,2 % 

Hehe-Gruppe 75,3 % 

Xinyi-Gruppe 74,0 % 

Unternehmen mit indivi­
dueller Dumpingspanne 

Henan Yuhua 31,9 % 

Nicht in die Stichprobe 
einbezogene mitarbei­
tende Unternehmen, für 
die der Durchschnitt der 
Stichprobe gilt 

79,8 % 

Alle übrigen Unterneh­
men 

86,2 % 

4. SCHÄDIGUNG 

4.1 Definition des Wirtschaftszweigs der Union und 
der Unionsproduktion 

(75) Die gleichartige Ware wurde von acht Herstellern in der 
Union gefertigt. Sie bilden den Wirtschaftszweig der 
Union im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der Grundver­
ordnung und werden im Folgenden als „Wirtschaftszweig 
der Union“ bezeichnet. 

(76) Zur Ermittlung der Gesamtproduktion der Union im UZ 
wurden alle verfügbaren Informationen über den Wirt­
schaftszweig der Union herangezogen, darunter Angaben 
des Antragstellers, ferner vom Verband des Wirtschafts­
zweigs der Union (Glass for Europe) vorgelegte makro­
ökonomische Daten sowie die Fragebogenantworten der 
in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller. Da So­
larglas unter der Zolltarifposition 7007 19 80 (Anderes – 
Mehrschichten-Sicherheitsglas) in die Union eingeführt 
wird, die auch andere, nicht von dieser Untersuchung 
betroffene Waren umfasst, konnten Eurostat-Daten nicht 
zur Ermittlung von Menge und Wert der Einfuhren he­
rangezogen werden. Für Menge und Wert der Einfuhren 
wurden die Angaben des Antragstellers und des Verbands 
des Wirtschaftszweigs der Union zugrunde gelegt. Soweit 
möglich, wurden diese Angaben mit den Fragebogenant­
worten abgeglichen. Auf dieser Grundlage wurde die Ge­
samtproduktion der Union im UZ auf etwa 
21 734 000 m 2 geschätzt. 

(77) Wie in Erwägungsgrund 10 ausgeführt, wurden vier Uni­
onshersteller in die Stichprobe einbezogen; auf sie entfal­
len 79 % der gesamten Unionsverkäufe der gleichartigen 
Ware. 

4.2 Bestimmung des relevanten Unionsmarkts 

(78) Bei der Untersuchung wurde festgestellt, dass die Produk­
tion der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller 
zu keinem Teil für den Eigenverbrauch bestimmt war. 

(79) Daher ist es für die Zwecke dieser Untersuchung nicht 
erforderlich, Eigenbedarfsverkäufe gesondert zu analysie­
ren. 

4.3 Unionsverbrauch 

(80) Der Unionsverbrauch wurde anhand der Gesamtmenge 
der von allen Unionsherstellern auf dem Unionsmarkt 
verkauften Waren abzüglich ihrer Ausfuhren und zuzüg­
lich der Einfuhren aus der VR China und anderen Dritt­
ländern ermittelt. Wie in Erwägungsgrund 76 erläutert, 
wurden dem Unionsverbrauch Angaben des Antragsstel­
lers und des Verbands des Wirtschaftszweigs der Union 
(„Glass for Europe“) zugrunde gelegt und soweit möglich 
mit den Fragebogenantworten der in die Stichprobe ein­
bezogenen Unionshersteller abgeglichen. 

(81) Der Unionsverbrauch entwickelte sich wie folgt: 

Tabelle 1 

Unionsverbrauch (in 1 000 m 2 ) 

2009 2010 2011 UZ 

Unionsver­
brauch ins­
gesamt 

19 440 28 504 35 258 29 040 

Index 100 147 181 149 

Quelle: Verband „Glass for Europe“ und Antragsteller
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(82) Im Bezugszeitraum stieg der Gesamtverbrauch der Union 
von 2009 bis zum UZ um 49 %, war aber im UZ gerin­
ger als 2011. Insgesamt erhöhte sich der Unionsver­
brauch von Solarglas gegenüber dem Niveau von 2009 
ganz beträchtlich. Dies ist hauptsächlich auf die Zunahme 
des Verbrauchs von Fertigwaren, insbesondere Solarmo­
dulen, zurückzuführen (siehe Erwägungsgrund 142). 

4.4 Einfuhren aus dem betroffenen Land 

4.4.1 Menge und Marktanteil der gedumpten Einfuhren 
aus dem betroffenen Land 

(83) Die gedumpten Einfuhren aus dem betroffenen Land in 
die Union entwickelten sich wie folgt: 

Tabelle 2 

Einfuhrmenge (in 1 000 m 2 ) und Marktanteil 

2009 2010 2011 UZ 

Menge der 
Einfuhren aus 
der VR China 
(in 1 000 m 2 ) 

1 200 2 050 6 150 8 350 

Index 100 171 513 696 

Marktanteil 6,2 % 7,2 % 17,4 % 28,8 % 

Index 100 117 283 466 

Quelle: Verband „Glass for Europe“ und Antragsteller 

(84) Im Bezugszeitraum wurde bei der Menge der gedumpten 
Einfuhren der betroffenen Ware in die Union ein be­
trächtlicher Zuwachs in Höhe von 596 % verzeichnet. 
Dadurch erhöhte sich der Marktanteil der gedumpten 
Einfuhren der betroffenen Ware in die Union erheblich. 
Konkret stieg der Marktanteil dieser Einfuhren von 6,1 % 
auf 28,7 %. Insgesamt stiegen die gedumpten Einfuhren 
der betroffenen Ware von 2009 bis zum UZ sowohl 
mengenmäßig als auch gemessen am Marktanteil deutlich 
an. 

(85) Der Zuwachs der gedumpten Einfuhren aus dem betrof­
fenen Land übertraf bei weitem den Anstieg des Unions­
verbrauchs der betroffenen Ware und der gleichartigen 
Waren. Daher konnten die ausführenden Hersteller in 
sehr viel größerem Maße vom steigenden Unionsver­
brauch profitieren und ihre Position auf dem Markt 
enorm stärken. 

4.4.2 Preise der gedumpten Einfuhren aus dem betroffe­
nen Land und Preisunterbietung 

(86) Der Durchschnittspreis der gedumpten Einfuhren aus 
dem betroffenen Land in die Union entwickelte sich 
wie folgt: 

Tabelle 3 

Einfuhrpreise (EUR/m 2 ) 

2009 2010 2011 UZ 

VR China 6,02 6,10 4,96 4,38 

Index 100 101 82 73 

Quelle: Angaben des Antragstellers und Fragebogenantworten der ausfüh­
renden chinesischen Hersteller 

(87) Der durchschnittliche Einfuhrpreis für die betroffene 
Ware ist im Bezugszeitraum zurückgegangen. Der durch­
schnittliche Einfuhrpreis verringerte sich um 27,2 % von 
6,02 EUR/m 2 im Jahr 2009 auf 4,38 EUR/m 2 im UZ. 

(88) Zur Ermittlung der Preisunterbietung im UZ wurden für 
jeden Warentyp die auf die Stufe ab Werk gebrachten 
gewogenen durchschnittlichen Verkaufspreise, welche 
die in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller un­
abhängigen Abnehmern auf dem Unionsmarkt in Rech­
nung stellten, mit den entsprechenden gewogenen 
Durchschnittspreisen je Warentyp der von den mitarbei­
tenden in die Stichprobe einbezogenen Herstellern in der 
VR China stammenden Einfuhren verglichen, welche dem 
ersten unabhängigen Abnehmer auf dem Unionsmarkt in 
Rechnung gestellt wurden, und zwar auf CIF-Stufe nach 
Berichtigung nach oben, d. h. Berücksichtigung der Zoll­
abfertigungs-, Zoll-, Bereitstellungs- und Verladekosten. 
Diese Berichtigungen führen je nach Warenkontrollnum­
mer zu einer Preiserhöhung in der Größenordnung von 
7 % bis 15 %. 

(89) Der Preisvergleich wurde für jede Warenkontrollnummer 
getrennt für Geschäftsvorgänge auf derselben Handels­
stufe nach den in Erwägungsgrund 88 beschriebenen ge­
bührenden Berichtigungen und nach Abzug von Rabatten 
und Preisnachlässen vorgenommen. Der Vergleich ergab, 
dass die Preise der in die Stichprobe einbezogenen Uni­
onshersteller durch die gedumpten Einfuhren der betrof­
fenen Ware unterboten wurden, wobei die gewogene 
durchschnittliche Unterbietungsspanne, ausgedrückt als 
Prozentsatz des Umsatzes der Unionshersteller der Stich­
probe im UZ, zwischen 10,6 % und 26,7 % lag.
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4.5 Wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der 
Union 

(90) Nach Artikel 3 Absatz 5 der Grundverordnung umfasste 
die Prüfung der Auswirkungen der gedumpten Einfuhren 
auf den Wirtschaftszweig der Union eine Bewertung aller 
Wirtschaftsfaktoren und -indizes, die für die Lage des 
Wirtschaftszweigs der Union im Bezugszeitraum relevant 
waren. 

(91) Wie in den Erwägungsgründen 7 und 8 erläutert, wurde 
für die Untersuchung einer etwaigen Schädigung des 
Wirtschaftszweigs der Union mit einer Stichprobe ge­
arbeitet. 

(92) Für die Zwecke der Schadensanalyse unterschied die 
Kommission zwischen makroökonomischen und mikro­
ökonomischen Schadensindikatoren. Die Kommission 
analysierte die makroökonomischen Indikatoren im Be­
zugszeitraum anhand von Daten, die der Wirtschafts­
zweig der Union für alle Unionshersteller vorlegte. Die 
mikroökonomischen Indikatoren analysierte die Kommis­
sion anhand der Fragebogenantworten der in die Stich­
probe einbezogenen Unionshersteller. 

(93) Für die Zwecke dieser Untersuchung wurden die folgen­
den makroökonomischen Indikatoren bewertet: Produk­
tion, Produktionskapazität, Kapazitätsauslastung, Ver­
kaufsmenge, Marktanteil, Wachstum, Beschäftigung, Pro­
duktivität, Höhe der Dumpingspanne und Erholung von 
früherem Dumping. 

(94) Die folgenden mikroökonomischen Indikatoren wurden 
bewertet: durchschnittliche Preise je Einheit, Kosten je 
Einheit, Arbeitskosten, Lagerbestände, Rentabilität, 
Cashflow, Investitionen, Kapitalrendite und Kapital­
beschaffungsmöglichkeiten. 

4.6 Makroökonomische Indikatoren 

4.6.1 Produktion, Produktionskapazität und Kapazitäts­
auslastung 

(95) Die Unionsproduktion insgesamt, die Produktionskapazi­
tät und die Kapazitätsauslastung entwickelten sich im 
Bezugszeitraum wie folgt: 

Tabelle 4 

Produktion, Produktionskapazität und Kapazitätsauslastung 

2009 2010 2011 UZ 

Produktions­
kapazität 
(1 000 m 2 ) 

39 000 44 611 48 511 54 615 

Index 2009 100 114 124 140 

2009 2010 2011 UZ 

Produktions­
menge 
(1 000 m 2 ) 

17 540 29 245 31 245 21 734 

Index 100 167 178 124 

Kapazitätsaus­
lastung 

45 % 66 % 64 % 40 % 

Index 100 146 143 88 

Quelle: Angaben des Antragstellers und Fragebogenantworten der Unions­
hersteller 

(96) Die Produktion des Wirtschaftszweigs der Union erhöhte 
sich im Bezugszeitraum entsprechend der Entwicklung 
des Verbrauchs. 2011 erreichte die Produktion einen 
Höchststand und ging dann im UZ um 30 % zurück. 
Angesichts des großen Verbrauchsanstiegs baute der 
Wirtschaftszweig der Union im Bezugszeitraum seine 
Produktionskapazität um 40 % aus. Trotz der höheren 
Produktionsleistung ging die Kapazitätsauslastung der 
Unionshersteller um 5 Prozentpunkte zurück, da der 
Wirtschaftszweig der Union seine Produktionskapazität 
als Reaktion auf die starke Nachfrage aufgestockt hatte; 
die Auslastung lag im UZ bei 40 %. 

(97) Obwohl der Wirtschaftszweig der Union auf den Ver­
brauchsanstieg mit dem Ausbau seiner Kapazität reagier­
te, stieg die Produktionsleistung des Wirtschaftszweigs 
der Union weniger stark als der Verbrauch, und die Ka­
pazitätenauslastung ging nach einer deutlichen Zunahme 
in den ersten drei Jahren des Bezugszeitraums im Unter­
suchungszeitraum zurück, als zeitgleich ein erhöhter 
Marktanteil gedumpter Einfuhren aus dem betroffenen 
Land zu verzeichnen war. 

4.6.2 Verkaufsmenge und Marktanteil 

(98) Die Verkaufsmenge und der Marktanteil des Wirtschafts­
zweigs der Union entwickelten sich im Bezugszeitraum 
wie folgt: 

Tabelle 5 

Verkaufsmenge und Marktanteil 

2009 2010 2011 UZ 

Verkaufs­
menge 
(1 000 m 2 ) 

17 540 25 568 27 821 19 667 

Index 100 146 159 112 

Marktanteil 90,2 % 89,7 % 78,9 % 67,7 % 

Index 100 99 87 75 

Quelle: Verband „Glass for Europe“ und Antragsteller
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(99) Im Bezugszeitraum erhöhte sich das Verkaufsvolumen 
des Wirtschaftszweigs der Union um 12 %. Angesichts 
des Anstiegs des Unionsverbrauchs um 49 % entsprach 
dies jedoch einem Rückgang des Marktanteils des Wirt­
schaftszweigs der Union von 90,2 % im Jahr 2009 auf 
67,7 % im UZ, d. h. einer deutlichen Abnahme von 25 % 
im Bezugszeitraum. Die Verkäufe des Wirtschaftszweigs 
der Union stiegen in weitaus geringerem Maße als die 
gedumpten Einfuhren aus dem betroffenen Land. Somit 
konnten die Unionshersteller nicht in vollem Umfang 
von der Zunahme des Verbrauchs profitieren und ihr 
Marktanteil ging folglich im Bezugszeitraum zurück. 

4.6.3 Wachstum 

(100) Das Wachstum des Wirtschaftszweigs der Union lässt 
sich an seinen Mengenindikatoren wie der Produktion 
und den Verkäufen, vor allem aber an seinem Marktanteil 
ablesen. Trotz eines Verbrauchsanstiegs im analysierten 
Zeitraum erhöhte sich der Marktanteil der Unionsherstel­
ler nicht entsprechend dem Verbrauch. Vielmehr ging der 
Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Union in diesem 
Zeitraum zurück, während die Einfuhrmengen stiegen. Im 
gleichen Zeitraum nahm der Marktanteil der Einfuhren 
aus der VR China um 366 % zu. Die Tatsache, dass der 
Wirtschaftszweig der Union nicht in vollem Umfang vom 
Wachstum des Marktes profitieren konnte, wirkte sich 
insgesamt nachteilig auf seine wirtschaftliche Lage aus. 

4.6.4 Beschäftigung und Produktivität 

(101) Beschäftigung und Produktivität entwickelten sich im Be­
zugszeitraum wie folgt: 

Tabelle 6 

Beschäftigung und Produktivität 

2009 2010 2011 UZ 

Beschäftigung – 
Vollzeitäquivalente 
(VZÄ) 

565 792 932 857 

Index 100 140 165 152 

Produktivität (in 
1 000 m 2 /VZÄ) 

31 37 34 25 

Index 100 119 108 82 

Quelle: Angaben des Antragstellers und Fragebogenantworten der 
Unionshersteller 

(102) Insgesamt gab es einen Beschäftigungszuwachs von 52 % 
von 2009 bis zum UZ. Dieser Zuwachs wurde im Zeit­
raum bis 2011 verzeichnet, als ein Höchststand von 932 

Vollzeitäquivalenten (VZÄ) erreicht wurde, auf den im 
UZ ein Rückgang auf 875 VZÄ folgte. Die Produktivität 
blieb im Zeitraum 2009–2011 relativ konstant. Das ist 
zum Teil darauf zurückzuführen, dass die Produktion der 
gleichartigen Ware hochgradig automatisiert ist und nicht 
sehr personalintensiv ist. Im UZ nahm die Produktivität 
jedoch gegenüber 2011 um 24,4 % ab. Dies ist eine 
Folge der um etwa 30 % verringerten Produktion im sel­
ben Zeitraum. 

(103) Deshalb ging die Beschäftigung im UZ infolge der Ent­
wicklung bei der Unionsproduktion der gleichartigen 
Ware im UZ zurück. 

4.6.5 Höhe der Dumpingspanne und Erholung von frü­
herem Dumping 

(104) Alle Dumpingspannen liegen deutlich oberhalb der Ge­
ringfügigkeitsschwelle. Angesichts der Mengen und Preise 
der Einfuhren aus dem betroffenen Land können die Aus­
wirkungen der tatsächlichen Dumpingspannen auf den 
Wirtschaftszweig der Union als erheblich betrachtet wer­
den. 

(105) Da dies die erste Antidumpinguntersuchung zu der be­
troffenen Ware ist, ist eine Erholung von früherem Dum­
ping nicht Gegenstand der Bewertung. 

4.6.6 Mikroökonomische Indikatoren 

(106) Wie in Erwägungsgrund 92 dargelegt, werden die mikro­
ökonomischen Indikatoren anhand der Fragebogenant­
worten der in die Stichprobe einbezogenen Unionsher­
steller analysiert. Die meisten der in die Stichprobe ein­
bezogenen Unionshersteller tätigten 2009 ihre Erstinves­
titionen und begannen mit der Herstellung der gleich­
artigen Ware. Daher sind alle im Folgenden analysierten 
Indikatoren durch diese Anlaufphase im Jahr 2009 stark 
beeinflusst. Zur Veranschaulichung der Entwicklungen 
ohne die Verzerrungen, die durch die Anlaufphase der 
in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen verursacht 
wurden, werden auch die Indizes von 2010 dargestellt. 

4.6.7 Preise und die Preise beeinflussende Faktoren 

(107) Die durchschnittlichen Verkaufspreise, die die in die 
Stichprobe einbezogenen Unionshersteller unabhängigen 
Abnehmern in der Union in Rechnung stellten, ent­
wickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt:

DE L 316/18 Amtsblatt der Europäischen Union 27.11.2013



Tabelle 7 

Durchschnittliche Verkaufspreise in der Union 

2009 2010 2011 UZ 

Durchschnitt­
licher Ver­
kaufspreis je 
Einheit auf 
dem Unions­
markt 
(EUR/m 2 ) 

10,64 9,07 8,91 8,20 

Index 2009 100 85 84 77 

Index 2010 117 100 98 90 

Produktions­
kosten je 
Einheit 
(EUR/m 2 ) 

13,00 8,34 8,42 9,30 

Index 2009 100 64 65 72 

Index 2010 156 100 101 112 

Quelle: Fragebogenantworten der Unionshersteller 

(108) Die Verkaufspreise je Einheit sind im Bezugszeitraum 
kontinuierlich gefallen, besonders stark war der Rückgang 
allerdings im UZ mit 7,9 % im Vergleich zu 2011, 9,5 % 
im Vergleich zu 2010 und 23 % im Vergleich zu 2009. 

(109) Trotz des großen Unterschieds zwischen den durch­
schnittlichen Verkaufspreisen je Einheit des Wirtschafts­
zweigs der Union und den chinesischen Einfuhrpreisen, 
lag die tatsächliche Preisunterbietung auf Grundlage von 
getrennt nach Warentyp vorgenommenen Vergleichen im 
UZ viel niedriger und betrugt zwischen 10,6 % und 
26,7 %, wie in Erwägungsgrund 89 dargelegt. 

(110) Die Produktionskosten je Einheit stiegen von 2011 bis 
zum UZ um mehr als 10 %, nachdem sie zwischen 2010 
und 2011 relativ konstant geblieben waren. Die Produk­
tionskosten folgten zwischen 2009 und dem UZ im All­
gemeinen dem Trend der Verkaufspreise. Die Produkti­
onskosten nahmen zu, da die Produktionsmenge zurück­
ging, während die Produktionskosten insgesamt von 
2011 bis zum UZ de facto abnahmen. 

4.6.8 Arbeitskosten 

(111) Die durchschnittlichen Arbeitskosten der in die Stich­
probe einbezogenen Unionshersteller entwickelten sich 
im Bezugszeitraum wie folgt: 

Tabelle 8 

Durchschnittliche Arbeitskosten je Beschäftigten 

2009 2010 2011 UZ 

Durchschnitt­
liche Arbeits­
kosten je Be­
schäftigen (in 
EUR) 

45 232 44 503 48 288 50 615 

Index 2009 100 98 107 112 

Index 2010 102 100 109 114 

Quelle: Fragebogenantworten der Unionshersteller 

(112) Von 2009 bis zum UZ stiegen die durchschnittlichen 
Arbeitskosten je Beschäftigten kontinuierlich um ins­
gesamt 12 %. Der – mit 4,8 % – deutlichste Anstieg 
wurde von 2011 bis zum UZ verzeichnet. Der Gesamt­
anstieg der Arbeitskosten erklärt sich teilweise durch die 
Inflation und die Entlassungskosten einiger Unionsher­
steller im Zusammenhang mit den Downsizing-Maßnah­
men des Wirtschaftszweigs von 2011 bis zum UZ. 

4.6.9 Lagerbestände 

(113) Die Lagerbestände der in die Stichprobe einbezogenen 
Unionshersteller entwickelten sich im Bezugszeitraum 
wie folgt: 

Tabelle 9 

Lagerbestände 

2009 2010 2011 UZ 

Schluss­
bestände (in 
1 000 m 2 ) 

1 540 1 875 1 657 1 778 

Index 2009 100 122 108 115 

Index 2010 82 100 88 95 

Quelle: Fragebogenantworten der Unionshersteller 

(114) Die Lagerbestände sind von 2011 bis zum UZ um 7,3 %, 
und von 2009 bis zum UZ um 15 % gestiegen, wohin­
gegen sie von 2010 bis 2011 um 11,6 % abnahmen. 

(115) Die Untersuchung ergab, dass die Unionshersteller ange­
sichts des Rückgangs sowohl des Umsatzes auch als der 
Verkaufsmenge eher geringe Mengen der gleichartigen 
Ware auf Lager halten würden. Wenn es daher bei den 
Lagerbeständen der gleichartigen Ware im Bezugszeit­
raum zu einem Zuwachs kommt, so ist dies ein zur 
Feststellung einer bedeutenden Schädigung des Wirt­
schaftszweigs der Union relevanter Indikator.
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4.6.10 Rentabilität, Cashflow, Investitionen, Kapitalren­
dite und Kapitalbeschaffungsmöglichkeiten 

(116) Rentabilität, Cashflow, Investitionen und Kapitalrendite 
der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller ent­
wickelten sich im Bezugszeitraum wie folgt: 

Tabelle 10 

Rentabilität, Cashflow, Investitionen und Kapitalrendite 

2009 2010 2011 UZ 

Rentabilität – 20,3 % 8,3 % 8,2 % – 14,5 % 

Index 2009 100 241 240 129 

Index 2010 – 244 100 99 – 174 

Cashflow (in 
1 000 EUR) 

– 21 550 29 574 33 425 6 200 

Index 2009 100 337 355 229 

Index 2010 – 73 100 113 21 

Investitionen 
(in 
1 000 EUR) 

46 087 18 230 7 633 10 712 

Index 2009 100 40 17 23 

Index 2010 253 100 42 59 

Kapitalrendite – 6,9 % 9,6 % 13,3 % – 11,5 % 

Index 2009 100 339 393 66 

Index 2010 – 72 100 139 – 120 

Quelle: geprüfte Fragebogenantworten der Unionshersteller 

(117) Die Rentabilität der in die Stichprobe einbezogenen Uni­
onshersteller wurde ermittelt, indem der Nettogewinn vor 
Steuern aus den Verkäufen der gleichartigen Ware an 
unabhängige Abnehmer auf dem Unionsmarkt in Prozent 
des mit diesen Verkäufen erzielten Umsatzes ausgedrückt 
wird. 

(118) Die meisten in die Stichprobe einbezogenen Unionsher­
steller verzeichneten 2009 Verluste, die, wie bereits er­
läutert, hauptsächlich dadurch entstanden sind, dass die 
Unternehmen zu dieser Zeit die gleichartige Ware herzu­
stellen begannen. 2010 konnte bereits ein durchschnitt­
licher Gewinn von 8,31 % erzielt werden. Danach ging 
der Gewinn 2011 leicht zurück, als die gedumpten Ein­
fuhren allmählich zunahmen. Im UZ musste der 

Wirtschaftszweig dann erhebliche Verluste hinnehmen, 
die einem Rückgang von 276,6 % im Vergleich zu 
2011 entsprechen. 

(119) Die Entwicklung des Nettocashflow, also die Möglichkeit 
der in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller, ihre 
Tätigkeiten selbst zu finanzieren, verschlechterte sich 
enorm und ging von 2011 bis zum UZ um 81 % zurück. 
Ab 2010 erhöhte er sich schrittweise und stieg insgesamt 
betrachtet im Bezugszeitraum. 

(120) Die Kapitalrendite („RoI“) wurde als Gewinn in Prozent 
des Nettobuchwerts der Investitionen ausgedrückt. 

(121) Aus der oben stehenden Tabelle geht hervor, dass die 
Investitionen nach der Anlaufphase im Jahr 2009, als 
der Wirtschaftszweig in großem Umfang in die gleich­
artige Ware investierte, von 2009 bis 2011 stetig abnah­
men und dann im UZ zunahmen. Verglichen mit 2009 
waren die Investitionen im UZ allerdings immer noch 
gering. Die Investitionen wurden im UZ hauptsächlich 
für FuE sowie zur Verbesserung und Instandhaltung 
von Produktionstechnik und Herstellungsverfahren zur 
Effizienzsteigerung getätigt. Der Wirtschaftszweig inves­
tierte insbesondere in neue Warentypen, die in diesem 
Zeitraum nicht aus der VR China eingeführt wurden 
und forschungs- und innovationsintensiv sind. 

(122) Die Kapitalrendite hingegen fiel von 2009 bis 2012 um 
34 %. Sie war zwar vor dem UZ kontinuierlich gestiegen 
und legte von 2009 bis 2011 um 293 % zu, brach dann 
aber im UZ um 186 % gegenüber 2011 ein. 

(123) In Bezug auf die Kapitalbeschaffungsmöglichkeit zeigte 
sich, dass der Wirtschaftszweig der Union immer weniger 
in der Lage war, liquide Mittel für die gleichartige Ware 
zu erwirtschaften, und dass sich somit seine Finanzlage 
verschlechterte. 

4.7 Schlussfolgerung zur Schädigung 

(124) Aus der Analyse der Lage des Wirtschaftszweigs der 
Union ergab sich bei den meisten Schadensindikatoren 
ein deutlicher Abwärtstrend. Angesichts eines allgemein 
steigenden Verbrauchs nahm die Gesamtproduktion im 
Bezugszeitraum zu. Trotz gestiegener Verkaufsmenge 
schrumpfte der Marktanteil des Wirtschaftszweigs der 
Union im UZ vor dem Hintergrund des im Bezugszeit­
raum stärker gestiegenen Verbrauchs. Der durchschnitt­
liche Verkaufspreis ging im gesamten Bezugszeitraum 
drastisch zurück, was sich auf alle für die Geschäftsergeb­
nisse relevanten Indikatoren (Rentabilität, Cashflow, Ka­
pitalrendite und Kapitalbeschaffungsmöglichkeit) negativ 
auswirkte.
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(125) Im Bezugszeitraum nahm die Gesamtverkaufsmenge des 
Wirtschaftszweigs der Union zu. Der Anstieg der Ver­
kaufsmengen des Wirtschaftszweigs der Union ging al­
lerdings mit einem erheblichen Rückgang des durch­
schnittlichen Verkaufspreises sowie des Marktanteils des 
Wirtschaftszweigs der Union einher. 

(126) Somit bestätigte die Untersuchung insbesondere, dass die 
Verkaufspreise des Wirtschaftszweigs der Union unter 
den Produktionskosten liegen, was sich negativ auf die 
Rentabilität des Wirtschaftszweigs der Union auswirkt, 
die im UZ auf deutlich negative Werte gesunken ist. 

(127) Die Kapazität entwickelte sich jedoch von 2009 bis zum 
UZ positiv. Zudem gingen die Investitionen zwar von 
2009 bis zum UZ zurück, nahmen aber von 2011 bis 
zum UZ zu. Dies ist auf die in Erwägungsgrund 121 
erläuterte Tatsache zurückzuführen, dass die in die Stich­
probe einbezogenen Unternehmen weiter in die gleich­
artige Ware investierten, unter anderem durch die Kon­
zentration auf spezielle Warentypen in Marktnischen, die 
noch nicht aus dem betroffenen Land ausgeführt werden 
und die forschungs- und innovationsintensiv sind. Gleich­
zeitig ist es offensichtlich, dass der Wirtschaftszweig der 
Union auch in der Lage sein muss, große Mengen ein­
facherer gängigerer Warentypen (die derzeit mit gedump­
ten Einfuhren aus der VR China im Wettbewerb stehen) 
herzustellen und zu verkaufen, um die Fixkosten zu ver­
ringern und Größenvorteile zu erzielen. 

(128) Daher kann der Schluss gezogen werden, dass der Wirt­
schaftszweig der Union im UZ nicht nur eine bedeutende 
Schädigung erlitten hat, sondern sich auch aktiv darum 
bemühte, der Konkurrenz durch gedumpte Einfuhren der 
betroffenen Ware ein Stück weit zu entgehen und im 
Zuge dessen innovative Produkte entwickelte, die noch 
nicht aus dem betroffenen Land eingeführt werden. 

(129) In Anbetracht des Vorstehenden wird vorläufig der 
Schluss gezogen, dass der Wirtschaftszweig der Union 
eine bedeutende Schädigung im Sinne des Artikels 3 Ab­
satz 5 der Grundverordnung erlitten hat. 

5 SCHADENSURSACHE 

(130) Nach Artikel 3 Absätze 6 und 7 der Grundverordnung 
wurde geprüft, ob die gedumpten Einfuhren aus dem 
betroffenen Land den Wirtschaftszweig der Union in ei­
nem solchen Ausmaß schädigten, dass diese Schädigung 
als bedeutend bezeichnet werden kann. Dabei wurden 
auch andere bekannte Faktoren als die gedumpten Ein­
fuhren untersucht, die den Wirtschaftszweig der Union 
zur gleichen Zeit geschädigt haben könnten, um sicher­
zustellen, dass eine etwaige durch diese anderen Faktoren 
verursachte Schädigung nicht den gedumpten Einfuhren 
zugerechnet wurde. 

5.1 Auswirkungen der gedumpten Einfuhren 

(131) Die Untersuchung ergab, dass gedumpten Einfuhren im 
Bezugszeitraum drastisch zunahmen, wobei die Einfuhr­
mengen erheblich – um 596 % – stiegen und sich ihr 

Marktanteil um 366 % erhöhte. Damit ist die extreme 
Zunahme der Einfuhrmenge und des Marktanteils im 
Fall der betroffenen Ware im Bezugszeitraum bestätigt. 
Ein eindeutiger zeitlicher Zusammenhang zwischen dem 
Anstieg der gedumpten Einfuhren und dem Verlust von 
Marktanteilen durch den Wirtschaftszweig der Union war 
erkennbar. Wie in Erwägungsgrund 89 bereits erwähnt, 
wurde bei der Untersuchung auch festgestellt, dass die 
Preise des Wirtschaftszweigs der Union im UZ durch 
die gedumpten Einfuhren unterboten wurden. 

(132) Ferner zeigte die Untersuchung, dass die Preise der ge­
dumpten Einfuhren im Bezugszeitraum um 27,2 % zu­
rückgingen und höhere Unterbietungsspannen zur Folge 
hatten. Angesichts dieses extremen Preisdrucks unter­
nahm der Wirtschaftszweig der Union beträchtliche An­
strengungen, seine Produktionskosten zu senken. Trotz 
dieser Bemühungen sah sich der Wirtschaftszweig der 
Union wegen der außergewöhnlich niedrigen Preise der 
Einfuhren aus der VR China gezwungen, seine Verkaufs­
preise auf ein unrentables Niveau zu senken. Folglich 
ging die Rentabilität des Wirtschaftszweigs der Union 
im Bezugszeitraum drastisch zurück und rutschte im 
UZ in die Verlustzone. 

(133) Aus den dargelegten Gründen wird der vorläufige Schluss 
gezogen, dass die gedumpten Einfuhren zu Preisen, wel­
che die Preise des Wirtschaftszweigs der Union fortlau­
fend unterboten, und ihr massiv gestiegener Marktanteil 
entscheidend zur bedeutenden Schädigung des Wirt­
schaftszweigs der Union beitrugen. 

5.2 Auswirkungen anderer Faktoren 

5.2.1 Einfuhren aus Drittländern 

(134) Die Menge der Einfuhren aus anderen Drittländern ent­
wickelte sich im Bezugszeitraum wie folgt: 

Tabelle 11 

Einfuhren aus Drittländern (in 1 000 m 2 ) 

2009 2010 2011 UZ 

Menge (in 
m 2 ) 

700 886 1 287 1 023 

Index 100 127 184 146 

Marktanteil 3,6 % 3,1 % 3,7 % 3,5 % 

Index 100 86 101 98 

Durchschnitt­
licher Preis in 
EUR/m 2 

10,50 10,09 9,60 8,40 

Index 100 96 91 80 

Quelle: Verband „Glass for Europe“ und Antragsteller
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(135) Die Menge der Einfuhren aus anderen Drittländern stieg 
im Bezugszeitraum parallel zur Zunahme des Verbrauchs 
in der Union um 46 %. Ihr Marktanteil ging im UZ im 
Vergleich zu 2011 leicht zurück (auf 3,5 %), blieb aber 
insgesamt betrachtet im Bezugszeitraum konstant. Die 
Türkei ist vor Indien der zweitgrößte Ausführer nach 
der VR China. 

(136) Aus den über Einfuhren als allen Drittländern verfüg­
baren Informationen ist ersichtlich, dass der durchschnitt­
liche Einfuhrpreis über dem durchschnittlichen chinesi­
schen Einfuhrpreis lag. Dies gilt auch für die Preise je 
Einheit bestimmter Typen der betroffenen Ware. Hin­
gegen war der durchschnittliche Einfuhrpreis der Dritt­
länder ähnlich hoch oder höher als der Preis des Wirt­
schaftszweigs der Union. 

(137) Vor allem die Einfuhrmengen und Marktanteile der Dritt­
länder sowie ihre Preise lassen daher der vorläufigen 
Schluss zu, dass durch die Einfuhren aus Drittländern 
der ursächliche Zusammenhang zwischen den gedump­
ten Einfuhren und der Schädigung des Wirtschaftszweigs 
der Union nicht aufgehoben wurde. 

5.2.2 Ausfuhrleistung des Wirtschaftszweigs der Union 

(138) Die Menge der Ausfuhren der in die Stichprobe einbezo­
genen Unionshersteller entwickelte sich im Bezugszeit­
raum wie folgt: 

Tabelle 12 

Ausfuhrleistung der in die Stichprobe einbezogenen Uni­
onshersteller 

2009 2010 2011 UZ 

Ausfuhrver­
käufe (in 
1 000 EUR) 

19 313 19 814 27 419 7 001 

Index 100 103 142 36 

Menge der 
Ausfuhrver­
käufe (in 
1 000 m 2 ) 

1 460 1 713 2 708 760 

Index 100 117 185 52 

Durchschnitt­
licher Preis 
(in EUR/m 2 ) 

13,22 11,56 10,12 9,21 

Index 100 87 77 70 

Quelle: geprüfte Fragebogenantworten der Unionshersteller 

(139) Die Ausfuhrverkäufe der in die Stichprobe einbezogenen 
Unionshersteller stiegen von 2009 bis 2011, gingen im 
UZ jedoch schlagartig zurück, nämlich um 74 % wert­
mäßig und um 71,9 % mengenmäßig. Ausgehend von 
den Antworten der in die Stichprobe einbezogenen chi­
nesischen Ausführer dürfte dies auf die sehr niedrigen 
Preise chinesischer Ausfuhren, die für die wichtigsten 
Ausfuhrmärkte des Wirtschaftszweigs der Union (d. h. 
die USA und Kanada) bestimmt waren, zurückzuführen 
sein. 

(140) Die Ausfuhrverkäufe der in die Stichprobe einbezogenen 
Unionshersteller machten mengenmäßig 2009 (in der 
Anlaufphase) 20 % ihrer Gesamtverkäufe aus, von 2010 
bis 2011 lag ihr Anteil bei 11 % und 2011, im Jahr mit 
den meisten Verkäufen, lediglich bei 14 %. 2012 war ein 
weiterer Rückgang auf 5 % zu verzeichnen, als sie mit 
chinesischen Niedrigpreisausfuhren in wichtige Dritt­
landsmärkte in Konkurrenz traten. Da der Unionsmarkt 
der Hauptmarkt für den Wirtschaftszweig der Union ist – 
unter anderem weil Bruch und Korrosion beim Transport 
von Solarglas, das relativ schwer und zerbrechlich ist, 
über längere Strecken zusätzliche Kosten verursachen – 
kann in diesem Stadium nicht der Schluss gezogen wer­
den, dass die verschlechterte Ausfuhrleistung der in die 
Stichprobe einbezogenen Unionshersteller den ursächli­
chen Zusammenhang zwischen den gedumpten Einfuh­
ren und der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union 
aufhebt. 

5.2.3 Entwicklung des Verbrauchs 

(141) Wie bereits erwähnt, stieg der Unionsverbrauch von 
2009 bis zum UZ um 49 %. Der Höchststand wurde 
2011 mit einer Zunahme von 81 % im Vergleich zu 
2009 erreicht. Der Wirtschaftszweig der Union konnte 
jedoch von diesem Verbrauchsanstieg nicht profitieren. 
Sein Marktanteil ging im Bezugszeitraum kontinuierlich 
zurück und brach im UZ im Vergleich zu 2009 um 25 % 
ein (– 14,1 % gegenüber 2011). Der Marktanteil der VR 
China stieg hingegen sprunghaft an, sogar während des 
Verbrauchsrückgangs von 2011 bis zum UZ, und legte 
von 2011 bis zum UZ um 64,8 % und im gesamten 
Bezugszeitraum um 366 % zu. Die chinesischen Einfuh­
ren stiegen mit einem Plus von 596 % im Bezugszeit­
raum massiv an. 

(142) Da der Unionsverbrauch im Bezugszeitraum zunahm, 
verstärkt seine Entwicklung den ursächlichen Zusammen­
hang zwischen dem Anstieg der gedumpten Einfuhren 
und der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union 
und ist für sich betrachtet keine Ursache für die Schädi­
gung. Ferner konnte die VR China den Marktanteil ihrer 
gedumpten Einfuhren sogar im UZ, als der Verbrauch 
zurückging, zulasten des Wirtschaftszweigs der Union 
weiter erhöhen. Deshalb kann vorläufig der Schluss ge­
zogen werden, dass der Verbrauchsrückgang den ursäch­
lichen Zusammenhang zwischen den gedumpten Einfuh­
ren und der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union 
nicht aufheben konnte.
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5.2.4 Entwicklung bei Solarmodulen 

(143) Nach den der Kommission zur Verfügung stehenden In­
formationen gehen etwa 80 bis 85 % der Solarglasver­
käufe an Hersteller von Solarmodulen (Fotovoltaikmodule 
aus kristallinem Silicium und Dünnschicht-Fotovoltaik­
module) und etwa 15 bis 20 % an Hersteller von ther­
mischen Flachkollektoren zur Warmwasserbereitung. Da­
her wirken sich die bei Solarmodulen beobachteten Ent­
wicklungen stark auf den Verbrauch von Solarglas aus. 
Der Verbrauch von Solarmodulen ist im selben Zeitraum 
(2009–2012) kontinuierlich gestiegen und 2012 war der 
Verbrauch, trotz eines Rückgangs im Vorjahresvergleich, 
immer noch 221 % höher als 2009 und 44 % höher als 
2010 ( 1 ). Darüber hinaus wurde festgestellt, dass die 
Nachfrage für Module in der Union zwar ursprünglich 
durch die Einspeisungstarife entstanden ist, wobei aber 
nicht der Schluss gezogen werden konnte, dass die Sen­
kung der Einspeisungstarife (Ende 2011 und Anfang 
2012) den ursächlichen Zusammenhang zwischen den 
gedumpten Einfuhren und der Schädigung aufgehoben 
hat ( 2 ). Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Nachfrage 
nach Solarmodulen im gleichen Zeitraum (2009–2012) 
relativ hoch blieb. 

(144) Folglich war der Verbrauch von Solarmodulen und damit 
auch die Nachfrage nach Solarglas im Bezugszeitraum 
weiterhin hoch. Der geringe Rückgang im Jahr 2012 
kann für sich genommen nicht als ein Faktor betrachtet 
werden, der den ursächlichen Zusammenhang zwischen 
den gedumpten Einfuhren aus der VR China und der 
bedeutenden Schädigung des Wirtschaftszweigs der 
Union aufhebt. 

5.2.5 Schlussfolgerung 

(145) Bei der Untersuchung wurde ein ursächlicher Zusammen­
hang zwischen der bedeutenden Schädigung des Wirt­
schaftszweigs der Union und den gedumpten Einfuhren 
aus der VR China festgestellt. Andere etwaige Ursachen 
für die Schädigung, wie Einfuhren aus anderen Drittlän­
dern, Verbrauch und die Marktlage einiger Verwender 
(Hersteller von Solarmodulen) wurden analysiert; dabei 
wurde festgestellt, dass keiner dieser Faktoren, sowohl 
einzeln als auch kumulativ betrachtet, den ursächlichen 
Zusammenhang zwischen den gedumpten Einfuhren aus 
der VR China und der bedeutenden Schädigung des Wirt­
schaftszweigs der Union aufhebt. 

(146) Aufgrund der vorstehenden Analyse, bei der die Auswir­
kungen aller bekannten Faktoren auf die Lage des Wirt­
schaftszweigs der Union genau von den schädigenden 
Auswirkungen der gedumpten Einfuhren abgegrenzt wur­
den, wird daher der vorläufige Schluss gezogen, dass die 
gedumpten Einfuhren aus dem betroffenen Land den 
Wirtschaftszweig der Union im Sinne des Artikels 3 Ab­
satz 6 der Grundverordnung bedeutend geschädigt ha­
ben. 

6. UNIONSINTERESSE 

(147) Nach Artikel 21 der Grundverordnung prüfte die Kom­
mission, ob trotz der vorläufigen Schlussfolgerung zum 
schädigenden Dumping zwingende Gründe für den 
Schluss sprachen, dass die Einführung von Maßnahmen 
in diesem besonderen Fall dem Interesse der Union zu­
widerlaufen würde. Dabei wurden die Interessen aller Be­
teiligten berücksichtigt, auch jene des Wirtschaftszweigs 
der Union, der Einführer, der Ausgangsstofflieferanten 
und der Verwender der betroffenen Ware. 

6.1 Interesse des Wirtschaftszweigs der Union 

(148) Im UZ waren rund 860 Personen in der Herstellung und 
im Vertrieb der gleichartigen Ware des Wirtschaftszweigs 
der Union beschäftigt. Die Untersuchung ergab, dass der 
Wirtschaftszweig der Union durch die gedumpten Ein­
fuhren aus dem betroffenen Land im Untersuchungszeit­
raum eine bedeutende Schädigung erlitten hat. Einige 
Unionshersteller mussten ihre Produktionsanlagen bereits 
schließen, während andere wiederum vor der Insolvenz 
standen. Werden keine Maßnahmen ergriffen, so dürfte 
sich die wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der 
Union höchstwahrscheinlich weiter verschlechtern. 

(149) Die Kommission geht davon aus, dass durch die Einfüh­
rung von Antidumpingzöllen auf dem Unionsmarkt wie­
der faire Handelsbedingungen hergestellt werden und 
dass der Wirtschaftszweig der Union dann seine Preise 
für die gleichartige Ware so gestalten kann, dass diese die 
Produktionskosten widerspiegeln und somit die Rentabi­
lität verbessert wird. Ferner wird der Wirtschaftszweig der 
Union durch die Einführung von Maßnahmen voraus­
sichtlich in der Lage sein, zumindest einen Teil der im 
Bezugszeitraum verlorenen Marktanteile zurückzugewin­
nen, was sich insgesamt positiv auf seine Finanzlage aus­
wirken würde. Zudem dürfte der Wirtschaftszweig der 
Union eher im Stande sein, sich Kapital zu beschaffen 
und weiter in FuE und Innovation in der Solarglasbran­
che zu investieren. Darüber hinaus werden Unionsherstel­
ler, die infolge des Drucks durch die gedumpten Einfuh­
ren aus der VR China gezwungen waren, die Produktion 
einzustellen, ihre Geschäftstätigkeit wahrscheinlich wieder 
aufnehmen. Insgesamt würden nach diesem Szenario 
nicht nur die bestehenden Arbeitsplätze erhalten bleiben, 
sondern es bestünde durchaus Aussicht auf eine weitere 
Produktionssteigerung und eine Zunahme des Beschäfti­
gungsstands.
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( 1 ) Siehe Tabellen 1-a und 1-b auf S. 16 der Verordnung (EU) Nr. 
513/2013 der Kommission vom 4. Juni 2013 zur Einführung eines 
vorläufigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Fotovoltaik-Mo­
dulen aus kristallinem Silicium und Schlüsselkomponenten davon 
(Zellen und Wafer) mit Ursprung in oder versandt aus der Volks­
republik China und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 
182/2013 zur zollamtlichen Erfassung dieser Einfuhren mit Ur­
sprung in oder versandt aus der Volksrepublik China (ABl. L 152 
vom 5.6.2013, S. 5), („Solarpaneele-Verordnung“). Nach Abschnitt B 
der Solarpaneele-Verordnung handelt es sich bei den von der Unter­
suchung betroffenen Waren um Fotovoltaikmodule oder -paneele 
aus kristallinem Silicium sowie um Zellen und Wafer des in Foto­
voltaikmodulen oder -paneelen aus kristallinem Silicium verwende­
ten Typs. Dünnschicht-Fotovoltaikmodule sind folglich weder Ge­
genstand jener Untersuchung und noch wird auf ihren Verbrauch 
eingegangen. 

( 2 ) Siehe Abschnitt 3.2 der Solarpaneele-Verordnung.



(150) Würden keine Maßnahmen ergriffen, wäre mit weiteren 
Verlusten von Marktanteilen zu rechnen, die mit einer 
Verschlechterung der Rentabilität des Wirtschaftszweigs 
der Union einhergehen würden. Diese Entwicklung 
wäre kurz- bis mittelfristig untragbar. Zusätzlich zu der 
großen Zahl von Unionsherstellern, die bereits aus dem 
Markt gedrängt wurden, könnten infolgedessen weitere 
Hersteller vor der Insolvenz stehen und somit der Wirt­
schaftszweig der Union kurz- bis mittelfristig wahrschein­
lich verschwinden, was erhebliche Auswirkungen auf die 
bestehenden Arbeitsplätze hätte. 

(151) Daher wird vorläufig der Schluss gezogen, dass die Ein­
führung der Antidumpingzölle im Interesse des Wirt­
schaftszweigs der Union liegt. 

6.2 Interesse der unabhängigen Einführer und Händ­
ler 

(152) Die Hauptgeschäftstätigkeit der zwei mitarbeitenden Ein­
führer besteht im Handel mit der betroffenen Ware. Beide 
hatten diversifizierte Bezugsquellen für die betroffene 
Ware, d. h. sie bezogen sie nicht nur aus der VR China, 
sondern auch aus der Union und aus Drittländern. 

(153) Es wurde vorgebracht, dass die Einführung von Maßnah­
men für die betroffene Ware die Wirtschaftstätigkeit der 
Einführer negativ beeinflussen würde. Erstens dürfte die 
Einführung von Zöllen nicht zur Einstellung aller Einfuh­
ren aus der VR China führen. Zweitens ist zwar zu er­
warten, dass sich derartige Maßnahmen negativ auf die 
finanzielle Lage der ausschließlich oder überwiegend aus 
der VR China importierenden Einführer auswirken könn­
ten, angesichts der Bezugsmöglichkeiten in Drittländern 
kann den Einführern aber soviel Flexibilität zugemutet 
werden, dass sie erforderlichenfalls ihre Bezugsquellen 
verlagern. 

(154) Es wird daher der Schluss gezogen, dass die Einführung 
von Maßnahmen in der vorgeschlagenen Höhe gewisse 
negative Auswirkungen auf die Lage der unabhängigen 
Einführer der betroffenen Ware haben könnte, diese Aus­
wirkungen jedoch dadurch abgeschwächt werden, dass 
Einführer und Händler auf andere Bezugsquellen in Dritt­
ländern und auf den Wirtschaftszweig der Union zurück­
greifen können, der über genügend Kapazitäten zur Stei­
gerung der Produktion verfügt, und sie in jedem Fall 
nicht schwerer wiegen als die positiven Auswirkungen 
auf andere Parteien. 

6.3 Interesse der Ausgangsstofflieferanten 

(155) Bei der Untersuchung arbeitete kein Ausgangsstoffliefe­
rant mit. Da keine Daten von diesen Lieferanten vor­
gelegt wurden, gab es keine Anhaltspunkte dafür, dass 
die Einführung von Maßnahmen dem Interesse dieser 
Parteien zuwiderlaufen würde. 

6.4 Interesse der Verwender 

(156) Alle Verwender, von denen Antworten eingingen, sind 
Hersteller von Solarmodulen und/oder thermalen Kollek­
toren. Drei Verwender sprachen sich deutlich für die Ein­
führung von Antidumpingzöllen aus und argumentierten 
damit, dass der Wirtschaftszweig der Union höherwerti­
ges Solarglas herstelle, das von den chinesischen Unter­
nehmen nicht immer geliefert werden könne. Drei andere 
Verwender waren jedoch gegen die Einführung von An­
tidumpingmaßnahmen. Diese Verwender erwarten durch 
die Einführung von Antidumpingzöllen negative Auswir­
kungen auf ihre Geschäftstätigkeit. Sie gehen davon aus, 
dass der Preisanstieg angesichts der schwierigen Lage der 
Solarmodulbranche nicht an die Endverbraucher weiter­
gegeben werden könne. 

(157) Den Angaben der Verwender zufolge macht Solarglas nur 
etwa 6 bis 8 % der Gesamtkosten für Solarmodule aus. 
Also entfällt auf Solarglas nur ein Bruchteil der Kosten 
und des Endwerts der Fotovoltaikmodule. Zudem belau­
fen sich die Auswirkungen etwaiger Antidumpingzölle 
auf aus der VR China eingeführtes Solarglas auf die Ge­
samtkosten von Solarmodulen schätzungsweise auf weni­
ger als 1 %. Dies ist hauptsächlich darauf zurückzuführen, 
dass die mitarbeitenden Verwender beträchtliche Mengen 
Solarglas von Unionsherstellern beziehen. Während eine 
etwaige Einführung von Antidumpingzöllen die Vorleis­
tungspreise für Solarmodule höchstwahrscheinlich leicht 
verteuert, sollte sie dementsprechend keine nennenswer­
ten negative Auswirkungen auf die Kosten und die End­
preise der Solarmodulbranche der Union haben. 

(158) Außerdem verfügen einige der Verwender bereits über 
andere Bezugsquellen, beispielsweise in der Türkei und 
in Indien, die nicht negativ von der Einführung von An­
tidumpingzöllen betroffen wären. Andere Verwender 
können ebenfalls auf andere Bezugsquellen in Drittlän­
dern oder auf den Wirtschaftszweig der Union umstei­
gen. 

(159) Daher wurden die Argumente einiger Verwender gegen 
die Einführung von Maßnahmen vorläufig zurückgewie­
sen. 

6.5 Wettbewerbsaspekte 

(160) Ein Einführer brachte vor, dass einige Unionshersteller 
angesichts ihrer früheren Beteiligung an einem weltweiten 
Flachglaskartell (Solarglas fällt unter Flachglas) und der 
2007 in diesem Zusammenhang von der Europäischen 
Kommission verhängten Geldbußen das Antidumping-In­
strument benutzen würden, um ihre durch die Kartell­
geldbußen und die Verringerung ihres Marktanteils ent­
standenen Verluste wettzumachen. Darüber hinaus ent­
stünden im Falle einer Beschränkung des Unionsmarkts 
durch Antidumpingzölle größere Anreize für die Unions­
hersteller, einem Kartell beizutreten oder sich auf andere 
Weise wettbewerbswidrig zu verhalten, wenn Waren wie 
Einrichtungsgegenstände betroffen sind, bei denen es in 
der Union kaum Möglichkeiten zur Nutzung von Grö­
ßenvorteilen gibt.
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(161) Diese Vorbringen werden vorläufig zurückgewiesen. Ers­
tens bestand das Kartell nur bis längstens 2007. Daher 
hatten die damaligen Auswirkungen des Kartells im Be­
zugszeitraum keinen Einfluss mehr auf den Wirtschafts­
zweig der Union. Zweitens waren die in die Stichprobe 
einbezogenen Unionshersteller sowie die Mehrzahl der 
Unionshersteller mit den derzeit größten Verkaufsmen­
gen nicht daran beteiligt. Drittens dürfte sich eine etwaige 
Einführung von Antidumpingzöllen nicht auf das Wett­
bewerbsverhalten des Wirtschaftszweigs der Union aus­
wirken, da einerseits die Struktur des Unionsmarkts da­
von unberührt bleibt und andererseits die Unternehmen 
ungeachtet der Einführung von Zöllen generell verpflich­
tet sind, geltendes Wettbewerbsrecht auf Unions- und 
nationaler Ebene einzuhalten. 

(162) Ein Einführer wandte außerdem ein, dass die Einführung 
von Zöllen negative Auswirkungen auf den Unionsmarkt 
für die Antireflexbeschichtung von Solarglas hätte. Dieser 
Markt, der von dem Einführer als verbundener Markt 
eingestuft wurde, werde von Unionsherstellern dominiert 
und die Einführung von Maßnahmen würde ihre Position 
zulasten der mit ihnen im Wettbewerb stehenden Anbie­
ter von Antireflexbeschichtungen stärken. Ferner wurde 
vorgebracht, dass Einführer Schwierigkeiten hätten, Be­
stellungen von den Unionsherstellern zu erhalten oder 
diese Bestellungen in einer angemessenen Frist und zu 
angemessenen Preisen zu erledigen. 

(163) Erstens ist der Markt für Antireflexbeschichtung Gegen­
stand der Untersuchung und kein verbundener Markt. 
Die Untersuchung zeigte, dass die Unionshersteller in 
diesem Nischenmarkt tatsächlich trotz ihrer relativ hohen 
Preise immer noch wettbewerbsfähig sind, da die Qualität 
des aus der VR China eingeführten beschichteten Solar­
glases offenbar niedriger ist. Es wurde jedoch nicht durch 
Fakten widerlegt, dass der Wirtschaftszweig der Union in 
der Lage wäre, eine potenziell höhere Nachfrage nach 
Solarglas mit Antireflexbeschichtung zu decken. Daher 
wird der Einwand zu diesem Zeitpunkt zurückgewiesen. 
Zu den Vorbringen, dass die Unionshersteller Bestellun­
gen oder deren fristgerechte Auslieferung zu angemesse­
nen Preisen verweigert hätten, ist anzumerken, dass jeder 
Hersteller seine wirtschaftliche Strategie so ausrichten 
kann, dass solche Hersteller nicht allein oder gemeinsam 
mit anderen eine beherrschende Stellung auf dem ent­
sprechenden Markt einnehmen. Auf dem Unionsmarkt 
herrscht ein ausreichender Wettbewerb für den Umstieg 
auf andere und/oder verschiedene Lieferanten. Daher wird 
auch dieses Vorbringen vorläufig zurückgewiesen. 

6.6 Schlussfolgerung zum Unionsinteresse 

(164) Aus diesen Gründen wurde vorläufig geschlossen, dass 
unter Berücksichtigung der Interessen aller Beteiligter, da­
runter des Wirtschaftszweigs der Union, der Einführer 
und Verwender, insgesamt keine zwingenden Gründe ge­
gen die Einführung vorläufiger Maßnahmen gegenüber 
den Einfuhren von Solarglas mit Ursprung in der VR 
China sprechen. 

7. VORLÄUFIGE ANTIDUMPINGMASSNAHMEN 

(165) In Anbetracht der Schlussfolgerungen zu Dumping, Schä­
digung, Schadensursache und Unionsinteresse sollten vor­
läufige Maßnahmen eingeführt werden, um eine weitere 
Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union durch die 
gedumpten Einfuhren zu verhindern. 

7.1 Schadensbeseitigungsschwelle 

(166) Bei der Festsetzung der Höhe dieser Maßnahmen wurden 
die festgestellten Dumpingspannen berücksichtigt, ferner 
der Zollsatz, der zur Beseitigung der Schädigung des 
Wirtschaftszweigs der Union erforderlich ist, ohne dabei 
die ermittelten Dumpingspannen zu überschreiten. 

(167) Bei der Ermittlung des Zollsatzes, der zur Beseitigung der 
Auswirkungen des schädigenden Dumpings erforderlich 
ist, wurde davon ausgegangen, dass etwaige Maßnahmen 
dem Wirtschaftszweig der Union ermöglichen sollten, 
seine Kosten zu decken und den angemessenen Gewinn 
vor Steuern aus den Verkäufen der gleichartigen Ware in 
der Union zu erzielen, der unter normalen Wettbewerbs­
bedingungen, d. h. ohne gedumpte Einfuhren, von einem 
solchen Wirtschaftszweig in der Branche erzielt werden 
könnte. Eine Spanne von 8,3 % des Umsatzes wird als 
angemessene Mindestgewinnspanne angesehen, die der 
Wirtschaftszweig der Union ohne schädigendes Dumping 
erwartungsgemäß hätte erzielen können. Diese Gewinn­
spanne basiert auf dem durchschnittlichen Gewinn, den 
die in die Stichprobe einbezogenen Unionshersteller 
2010 erzielt haben, als die Einfuhren der betroffenen 
Ware aufgrund ihres noch geringen Umfangs die norma­
len Wettbewerbsbedingungen noch nicht verzerren konn­
ten. 

(168) Auf dieser Grundlage wurde für den Wirtschaftszweig der 
Union ein nicht schädigender Preis für die gleichartige 
Ware berechnet. Dieser wurde anhand der Produktions­
kosten zuzüglich der vorgenannten Gewinnspanne von 
8,3 % der in die Stichprobe einbezogenen Unionsherstel­
ler im UZ ermittelt. 

(169) Die Berechnung der notwendigen Preiserhöhung erfolgte 
anschließend anhand eines Vergleichs des gewogenen 
durchschnittlichen Einfuhrpreises der mitarbeitenden aus­
führenden Hersteller in der VR China, der im Zuge der 
Preisunterbietungsberechnungen ermittelt wurde, mit 
dem gewogenen durchschnittlichen nicht schädigenden 
Preis der von den Unionsherstellern in der Stichprobe 
im UZ auf dem Unionsmarkt verkauften gleichartigen 
Ware. Eine etwaige sich aus diesem Vergleich ergebende 
Differenz wurde dann als Prozentsatz des gewogenen 
durchschnittlichen CIF-Einfuhrwerts ausgedrückt. 

7.2 Vorläufige Maßnahmen 

(170) Aus den dargelegten Gründen sollten im Einklang mit 
Artikel 7 Absatz 2 der Grundverordnung unter Berück­
sichtigung der sogenannten Regel des niedrigeren Zolls 
vorläufige Antidumpingzölle gegenüber den Einfuhren 
von Solarglas mit Ursprung in der VR China eingeführt 
werden, und zwar in Höhe der Dumpingspanne oder der 
Schadensspanne, je nachdem, welche niedriger ist.
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(171) Auf dieser Grundlage wurden die Antidumpingzollsätze 
durch einen Vergleich der Schadensbeseitigungsspannen 
und der Dumpingspannen festgesetzt. Daraus ergeben 
sich die vorläufigen Antidumpingzölle, ausgedrückt als 
Prozentsatz des CIF-Preises frei Grenze der Union, unver­
zollt: 

Unternehmen Dumpingspanne Schadensspanne Vorläufiger 
Antidumpingzoll 

Xinyi-Gruppe 74,0 % 39,3 % 39,3 % 

Hehe-Gruppe 75,3 % 32,3 % 32,3 % 

Flat-Glass- 
Gruppe 

86,2 % 42,1 % 42,1 % 

Henan Yuhua 31,9 % 17,1 % 17,1 % 

Andere 
mitarbeitende 
Unternehmen 

79,8 % 38,4 % 38,4 % 

Alle übrigen 
Unternehmen 

86,2 % 42,1 % 42,1 % 

(172) Die in dieser Verordnung aufgeführten unternehmensspe­
zifischen Antidumpingzollsätze wurden anhand der Fest­
stellungen dieser Untersuchung festgesetzt. Mithin spie­
geln sie die Lage der betreffenden Unternehmen während 
dieser Untersuchung wider. Im Gegensatz zu den landes­
weiten Zollsätzen für „alle übrigen Unternehmen“ gelten 
diese Zollsätze daher ausschließlich für die Einfuhren der 
betroffenen Ware, die ihren Ursprung in den betroffenen 
Ländern haben und von den namentlich genannten ju­
ristischen Personen hergestellt werden. Eingeführte be­
troffene Waren, die von anderen, nicht mit Name und 
Anschrift im verfügenden Teil dieser Verordnung genann­
ten Unternehmen (einschließlich der mit den ausdrück­
lich genannten Unternehmen verbundenen Unterneh­
men) hergestellt werden, unterliegen nicht diesen unter­
nehmensspezifischen Zollsätzen, sondern dem für „alle 
übrigen Unternehmen“ geltenden Zollsatz. Da die Mit­
arbeit der ausführenden Hersteller (mit über 80 %, siehe 
Erwägungsgrund 15) als hoch eingestuft wurde, basiert 
dieser Zollsatz auf der höchsten individuellen Schadens­
spanne, die für die in die Stichprobe einbezogenen aus­
führenden Hersteller ermittelt wurde. Der Zoll für „alle 
übrigen Unternehmen“ basiert auf dem gewogenen 
Durchschnitt der in die Stichprobe einbezogenen Aus­
führer und gilt für alle mitarbeitenden Unternehmen, 
die nicht in die Stichprobe einbezogen wurden (mit der 
Ausnahme des Unternehmens Henan Yuhua, für das in­
folge seines Antrags auf individuelle Ermittlung (siehe 
Erwägungsgrund 48) ein individuell ermittelter Zoll gilt. 

(173) Etwaige Anträge auf Anwendung dieser unternehmens­
spezifischen Antidumpingzollsätze (z. B. infolge einer 
Umfirmierung des betreffenden Unternehmens oder 
nach Gründung neuer Produktions- oder Verkaufseinhei­
ten) sind unter Beifügung aller relevanten Informationen 
an die Kommission ( 1 ) zu richten; beizufügen sind ins­
besondere Informationen über etwaige Änderungen der 

Unternehmenstätigkeit in den Bereichen Produktion, In­
landsverkäufe und Ausfuhrverkäufe im Zusammenhang 
u. a. mit der Umfirmierung oder der Gründung von Pro­
duktions- und Verkaufseinheiten. Sofern erforderlich, 
wird die Verordnung entsprechend geändert und die Liste 
der Unternehmen, für die unternehmensspezifische Zoll­
sätze gelten, aktualisiert. 

7.3 Schlussbestimmungen 

(174) Im Interesse einer ordnungsgemäßen Verwaltung sollte 
eine Frist gesetzt werden, innerhalb deren die interessier­
ten Parteien, die sich binnen der in der Einleitungs­
bekanntmachung gesetzten Frist selbst meldeten, ihren 
Standpunkt schriftlich darlegen und eine Anhörung be­
antragen können. Die Feststellungen zur Einführung von 
vorläufigen Zöllen sind vorläufig und werden möglicher­
weise in der endgültigen Phase der Untersuchung geän­
dert. Außerdem ist darauf hinzuweisen, dass die Feststel­
lungen zur Einführung von Zöllen im Rahmen dieser 
Verordnung vorläufig sind und im Hinblick auf etwaige 
endgültige Maßnahmen möglicherweise überprüft werden 
müssen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Es wird ein vorläufiger Antidumpingzoll eingeführt auf die 
Einfuhren von aus vorgespanntem Kalk-Natron-Flachglas beste­
hendem Solarglas mit einem Eisengehalt von weniger als 
300 ppm, einer solaren Transmission von mehr als 88 % (ge­
messen beim Spektrum AM 1,5 300-2 500 nm), einer Wär­
mebeständigkeit bis 250 °C (gemessen nach EN 12150), einer 
Temperaturwechselbeständigkeit von Δ 150 K (gemessen nach 
EN 12150) und einer mechanischen Stabilität von 90 N/mm 2 
oder mehr (gemessen nach EN 1288-3) mit Ursprung in der 
Volksrepublik China, die derzeit unter dem KN-Code 
ex 7007 19 80 (TARIC-Code 7007 19 80 10) eingereiht wird. 

2. Für die in Absatz 1 beschriebene und von den nachste­
hend aufgeführten Unternehmen hergestellte Ware gelten fol­
gende vorläufigen Antidumpingzollsätze auf den Nettopreis 
frei Grenze der Union, unverzollt: 

Unternehmen Vorläufiger 
Antidumpingzoll TARIC-Zusatzcode 

Xinyi PV Products (Anhui) 
Holdings Ltd; 

39,3 % B943 

Zhejiang Hehe Photovoltaic 
Glass Technology Co., Ltd; 

32,3 % B944 

Zhejiang Jiafu Glass Co., Ltd; 
Zhejiang Flat Mirror Glass Co., 
Ltd; Flat Solar Glass Group Co., 
Ltd; Shanghai Flat Glass Co., Ltd 

42,1 % B945 

Henan Yuhua New Material Co. 
Ltd 

17,1 % B946 

Andere in Anhang I aufgeführte 
mitarbeitende Unternehmen 

38,4 % 

Alle übrigen Unternehmen 42,1 % B999
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3. Die Anwendung der für die in Absatz 2 genannten Un­
ternehmen festgelegten unternehmensspezifischen Zollsätze 
setzt voraus, dass den Zollbehörden der Mitgliedstaaten eine 
gültige Handelsrechnung vorgelegt wird, die den Vorgaben im 
Anhang II entspricht. Wird keine solche Handelsrechnung vor­
gelegt, findet der für alle übrigen Unternehmen geltende Zoll­
satz Anwendung. 

4. Die Überführung der in Absatz 1 genannten Ware in den 
zollrechtlich freien Verkehr in der Union ist von der Leistung 
einer Sicherheit in Höhe des vorläufigen Zolls abhängig. 

5. Sofern nichts anderes bestimmt ist, finden die geltenden 
Zollvorschriften Anwendung. 

Artikel 2 

1. Unbeschadet des Artikels 20 der Verordnung (EG) Nr. 
1225/2009 des Rates können interessierte Parteien innerhalb 

eines Monats nach Inkrafttreten dieser Verordnung eine Unter­
richtung über die wesentlichen Tatsachen und Erwägungen be­
antragen, auf deren Grundlage diese Verordnung erlassen wurde, 
schriftlich Stellung nehmen und eine Anhörung durch die Kom­
mission und/oder den Anhörungsbeauftragten der Generaldirek­
tion Handel beantragen. 

2. Nach Artikel 21 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1225/2009 können die betroffenen Parteien innerhalb eines 
Monats nach Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung Anmer­
kungen zu deren Anwendung vorbringen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 1 dieser Verordnung gilt für einen Zeitraum von sechs 
Monaten. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 26. November 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG I 

Mitarbeitende ausführende Hersteller, die nicht in die Stichprobe einbezogen wurden und denen keine 
individuelle Behandlung gewährt wurde 

Name TARIC-Zusatzcode 

Henan Ancai Hi-Tech Co., Ltd B947 

Henan Succeed Photovoltaic Materials Corporation B948 

Avic Sanxin Sol-Glass Co. Ltd; 

Avic (Hainan) Special Glass Material Co., Ltd 

B949 

Wuxi Haida Safety Glass Co., Ltd B950 

Dongguan CSG Solar Glass Co., Ltd B951 

Pilkington Solar Taicang, Limited B952 

Zibo Jinxing Glass Co., Ltd B953 

Novatech Glass Co., Ltd B954 

ANHANG II 

Die in Artikel 1 Absatz 3 genannte gültige Handelsrechnung muss eine Erklärung in folgender Form enthalten, die von 
einer dafür zuständigen Person des Unternehmens, das die Handelsrechnung ausgestellt hat, unterzeichnet wurde: 

1. Name und Funktion der zuständigen Person des Unternehmens, das die Handelsrechnung ausgestellt hat. 

2. Folgende Erklärung: „Der/Die Unterzeichnete versichert, dass die auf dieser Rechnung ausgewiesenen und zur Ausfuhr 
in die Europäische Union verkauften [Mengenangabe] Solarglas von [Name und Anschrift des Unternehmens] [TARIC- 
Zusatzcode] in der VR China hergestellt wurden und dass die Angaben auf dieser Rechnung vollständig und richtig 
sind.“ 

3. Datum und Unterschrift.
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